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1. Begriffsdefinition, Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Bilanzierung von immateriellen Vermögensgegen-

ständen gemäß HGB und IFRS. Bei immateriellen Vermögensgegenständen handelt es 

sich um „[…] Werte, die keine physische Substanz haben […] und auch nicht monetär 

sind […].“1 Immaterielle Vermögensgegenstände können in entgeltlich erworbene und 

selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände unterschieden werden. Zu den 

immateriellen Vermögensgegenständen gehören gemäß § 266 Abs. 2 HGB: 

- Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 

- Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 

Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 

- Geschäfts- oder Firmenwert 

- Geleistete Anzahlungen 

Ein immaterieller Vermögenswert gemäß IAS 38.8 liegt vor, wenn dieser identifizierbar, 

nicht monetär und ohne physische Substanz ist. Ein immaterieller Vermögenswert muss 

gemäß 38.11 identifizierbar sein, um ihn vom Geschäfts- oder Firmenwert abgrenzen zu 

können. Er ist identifizierbar, wenn er separierbar ist, also getrennt vom Unternehmen 

veräußert werden kann, oder aus vertraglichen oder anderen gesetzlichen Rechten ent-

steht.2 Hierbei spielt es gemäß IAS 38.12b keine Rolle, ob „[…] diese Rechte vom Un-

ternehmen oder von anderen Rechten oder Verpflichtungen übertragbar oder separier-

bar sind.“ Bei der Separierbarkeit spielt es gemäß IAS 38.12a keine Rolle, ob er einzeln 

oder in Kombination mit einer identifizierbaren Schuld, einem identifizierbaren Vermö-

genswert oder einem Vertrag veräußert wird. 

Das Ziel dieser Arbeit besteht darin, die Bilanzierung von immateriellen Vermögensge-

genständen gemäß HGB und IFRS darzustellen. Zudem sollen im Rahmen dieser Arbeit 

Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei der Bilanzierung von immateriellen Vermögens-

gegenständen nach HGB und IFRS aufgezeigt werden. Folgend wird der Aufbau dieser 

Arbeit näher erläutert. Zuerst werden die Zwecksetzungen beider Rechnungslegungs-

normen erläutert. Darauffolgend wird auf die Bilanzierung gemäß HGB eingegangen. 

Dabei werden zuerst die Ansatzkriterien näher erläutert. Hierbei wird ebenfalls auf die 

Bilanzierungswahlrechte und Bilanzierungsverbote von immateriellen Vermögensgegen-

ständen eingegangen. Anschließend wird auf die Erstbewertung eingegangen indem so-

wohl die Anschaffungskosten als auch die Herstellungskosten näher erläutert werden. 

Nach der Erstbewertung wird auf die Folgebewertung in Form von planmäßigen und 

 
1  Vgl. COENENBERG/HALLER/MATTNER/SCHULTZE (2016), S. 358. 
2  Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.12. 
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außerplanmäßigen Abschreibungen und in Form von Zuschreibungen eingegangen. Da-

mit wird die Bilanzierung immaterieller Vermögensgegenstände nach HGB abgeschlos-

sen. Darauf folgt die Erläuterung der Bilanzierungsvorschriften nach IFRS. Hierbei wird 

ebenfalls auf die Ansatzkriterien sowie auf die Erst- und Folgebewertung eingegangen. 

Nachdem die Bilanzierungsvorschriften beider Rechnungslegungsnormen erläutert wur-

den, folgt eine Auflistung von Unterschieden und Gemeinsamkeiten bei der Bilanzierung 

der immateriellen Vermögensgegenstände. Danach folgt noch eine kritische Würdigung, 

in der behandelt wird, ob die Bilanzierungsvorschriften die Jahresabschlusszwecke er-

füllen oder nicht. Abschließend wird der Inhalt dieser Bachelorarbeit kurz zusammenge-

fasst. In dieser Arbeit wird nur auf die immateriellen Vermögensgegenstände des Anla-

gevermögens eingegangen. Dementsprechend werden entgeltlich erworbene und selbst 

geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie der ent-

geltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert behandelt. 

 

2. Zwecksetzung 

2.1 Zwecksetzung nach HGB 

Zu den handelsrechtlichen Rechnungslegungszwecken gehören die Dokumentations-

funktion, die Informationsfunktion sowie die Kapitalerhaltungsfunktion/Ausschüttungsbe-

messungsfunktion. Diese Rechnungslegungszwecke sind notwendig, um bestimmen zu 

können, ob die Bilanzierungs- und Bewertungsregeln zweckgerecht sind.3 Das Problem 

hierbei ist, dass die Zwecke der handelsrechtlichen Rechnungslegung nicht im HGB de-

finiert sind. Die handelsrechtlichen Jahresabschlusszwecke können aber aus den han-

delsrechtlichen Normen abgeleitet werden. 

Aus § 238 Abs. 1 HGB lässt sich die Dokumentationsfunktion herauslesen.4 § 238 Abs. 

1 Satz 1 HGB schreibt eine Buchführungspflicht für Kaufleute vor, bei der sämtliche Han-

delsgeschäfte und die Vermögenslage nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-

führung ersichtlich gemacht werden müssen. Weiter beschreibt § 238 Abs. 1 Satz 2 

HGB, dass die Buchführung einem sachverständigen Dritten eine Übersicht über die 

Lage des Unternehmens und über die Geschäftsvorfälle in einer angemessenen Zeit 

ermöglichen muss. Dies bedeutet, dass die Geschäftsvorfälle übersichtlich, vollständig 

und für Externe nachvollziehbar sein müssen.5 Zudem besagt § 238 Abs. 1 Satz 3 HGB, 

dass es möglich sein muss, die Geschäftsvorfälle in ihrer Entstehung und Abwicklung zu 

 
3 Vgl. KÜTING/PFITZER/WEBER (2013), S. 6. 
4 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 92. 
5 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 92. 
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verfolgen. Hierbei muss noch erwähnt werden, dass die Dokumentationsfunktion die 

Grundlage für die anderen Jahresabschlusszwecke bildet.6 Durch die Nachprüfbarkeit 

der Aufzeichnungen können durch die Dokumentationsfunktion präventiv Unterschla-

gungen verhindert oder erschwert werden.7 

Bei der Informationsfunktion handelt es sich darum, dass die Abschlussadressaten (z.B. 

Anteilseigner, Gläubiger…) Informationen über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Unternehmens bekommen.8 Diese Informationen sind z.B. wichtig für Investoren am 

Kapitalmarkt, die diese Informationen für ihre Investitionsentscheidungen benötigen.9 

Die Informationsfunktion des handelsrechtlichen Jahresabschlusses dient ebenfalls zur 

Rechenschaftslegung. Damit ist gemeint, dass die Kapitalgeber darüber informiert wer-

den müssen, wie das von ihnen bereitgestellte Kapital verwendet wurde und ob damit 

Gewinne erzielt wurden.10 Neben der Information über die erzielten Gewinne sind eben-

falls Informationen über das Schuldendeckungspotential von Interesse.11 Der Jahresab-

schluss dient allerdings nicht nur den externen Adressaten als Informationsquelle. Der 

Jahresabschluss kann auch der Selbstinformation des Kaufmanns dienen, damit basie-

rend auf diesen Informationen Entscheidungen getroffen und Kontrollen durchgeführt 

werden können.12 

Unter der Kapitalerhaltungsfunktion versteht man, dass der Periodenerfolg ermittelt wird, 

nach dessen Entnahme das nominelle Eigenkapital nicht reduziert wird.13 Dementspre-

chend können die Abschlussadressaten des Jahresabschlusses davon ausgehen, dass 

das Unternehmen durch den Kapitalerhaltungszweck weiterhin als Zahlungsquelle er-

halten bleibt.14 Um diese Kapitalerhaltung zu gewährleisten ist eine Ausschüttungsbe-

messung erforderlich. Hierbei dreht es sich darum, zu bestimmen, wie viel vom ermittel-

ten Periodenerfolg an die Anteilseigner ausgeschüttet werden darf. Hierbei spielt der 

Gläubigerschutzgedanke eine wichtige Rolle. Durch diesen Gläubigerschutzgedanken 

werden die Rechnungslegungszwecke bestimmt bzw. begrenzt.15 Der Gläubigerschutz-

gedanke lässt sich unter anderem im Vorsichtsprinzip finden. Das Vorsichtsprinzip ist in 

§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB geregelt und besagt, dass „vorsichtig“ zu bewerten ist. Zum 

Vorsichtsprinzip gehören zudem auch das Realisationsprinzip und das 

 
6 Vgl. KÜTING/PFITZER/WEBER (2013), S. 6. 
7 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 93. 
8 Vgl. QUICK/WOLZ (2022), S. 28. 
9 Vgl. MÖLLER/HÜFNER/KETTENIß (2018), S. 4. 
10 Vgl. LEFFSON (1987), S. 64. 
11 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 96. 
12 Vgl. QUICK/WOLZ (2022), S. 29. 
13 Vgl. LEFFSON (1987), S. 91ff. und BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021) S.96. 
14 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 99. 
15 Vgl., auch im Folgenden, QUICK/WOLZ (2022), S. 29. 
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Imparitätsprinzip.16 Sowohl das Realisationsprinzip als auch das Imparitätsprinzip sind 

ebenfalls in § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB zu finden. Das Realisationsprinzip besagt gemäß § 

252 Abs. 1 Nr.4 HGB, dass Gewinne nur berücksichtigt werden dürfen, wenn sie zum 

Abschlussstichtag realisiert wurden. Das erfüllt den Zweck der vorsichtigen Bewertung, 

da keine unrealisierten Gewinne ausgeschüttet werden können. Der Gegenwert der 

nicht ausgewiesenen Gewinne stärkt die Tilgungsfähigkeit und die Fähigkeit zu Zinszah-

lungen.17 Das Imparitätsprinzip findet auch seinen Niederschlag in § 252 Abs. 1 Nr. 4 

HGB und besagt, dass vorhandene noch nicht realisierte Verluste in der Gewinn- und 

Verlustrechnung ausgewiesen werden müssen. Dementsprechend wird der ausschüt-

tungsfähige Gewinn vermindert und somit dient das Imparitätsprinzip der Kapitalerhal-

tung.  

2.2 Zwecksetzung nach IFRS 

Die Zwecksetzung der Rechnungslegung nach IFRS lässt sich im Rahmenkonzept, dem 

sogenannten Conceptual Framework, finden. Das Rahmenkonzept wurde im September 

des Jahres 2010 vom International Accounting Standard Board (IASB) veröffentlicht und 

im März 2018 überarbeitet. Im Folgenden werden die Richtlinien des Rahmenkonzepts 

mit der Abkürzung C.F. (für Conceptual Framework) und der entsprechenden Randziffer 

dargestellt. 

Der Zweck der Rechnungslegung nach IFRS ist gemäß C.F.1.2 das Bereitstellen ent-

scheidungsnützlicher Informationen für bereits bestehende und potenzielle Investoren, 

Kapitalgeber und Gläubiger. Im Rahmenkonzept gemäß C.F.1.2 ist weiter konkretisiert, 

dass sie diese Informationen beispielsweise für Kaufs, Verkaufs- oder Halteentscheidun-

gen sowie für Entscheidungen über die Vergabe von Krediten benötigen. Dementspre-

chend dient der Jahresabschluss dazu, über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Unternehmens sowie über deren Veränderung im Zeitablauf zu informieren.18 Zu-

dem dient der Jahresabschluss gemäß IAS 1.9 ebenfalls dazu Informationen über die 

Zahlungsmittelzuflüsse und Zahlungsmittelabflüsse zu geben. Ebenfalls sollen den Pri-

märadressaten Informationen darüber gegeben werden, wie effizient und effektiv das 

Unternehmen die ökonomischen Ressourcen verwendet hat.19 Die Jahresabschlussin-

formationen dienen den Abschlussadressaten dazu, zu beurteilen, ob das Unternehmen 

in der Lage ist Einzahlungsüberschüsse zu generieren.20 

 
16 Vgl. QUICK/WOLZ (2022), S. 29. 
17 Vgl., auch im Folgenden, QUICK/WOLZ (2022), S. 29. 
18 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 144 i.V.m. IAS 1.9. 
19 Vgl. INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARDS BOARD (2018) C.F. 1.4b. 
20 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 144. 
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Das Rahmenkonzept konkretisiert wer als primärer Adressat des Jahresabschlusses 

nach IFRS gilt.21 Hierbei gelten, wie bereits erwähnt, bereits bestehende und potenzielle 

Investoren, Kapitalgeber und Gläubiger als primäre Adressaten des Jahresabschlusses 

nach IFRS. Dies geht darauf zurück, dass sie sich für die benötigten entscheidungsnütz-

lichen Informationen auf den Jahresabschluss verlassen müssen. Dies liegt daran, dass 

viele von ihnen diese Informationen nicht direkt vom Unternehmen verlangen können. 

Der Jahresabschluss kann allerdings nicht alle benötigten Informationen enthalten. Zu-

dem kann es vorkommen, dass es unter den primären Abschlussadressaten unter-

schiedliche Informationsbedürfnisse gibt. Das Gremium achtet bei der Entwicklung der 

Standards darauf, dass die Informationsbedürfnisse des größtmöglichen Teils der Pri-

märadressaten abgedeckt werden. Auch wenn der Jahresabschluss auf die primären 

Adressaten ausgerichtet ist, kann er jedoch auch für andere Adressaten wie beispiels-

weise für Aufsichtsbehörden oder Mitglieder der Öffentlichkeit von Nutzen sein.  

 

3. Bilanzierung nach HGB 

3.1 Ansatzkriterien 

Um die immateriellen Vermögensgegenstände in der Bilanz ansetzen zu können, müs-

sen sie erst einmal die Ansatzkriterien erfüllen. Bei diesen Ansatzkriterien handelt es sich 

um die abstrakte und konkrete Aktivierungsfähigkeit. Sind entweder die abstrakte oder 

die konkrete Aktivierungsfähigkeit nicht gegeben, können die immateriellen Vermögens-

gegenstände nicht in die Bilanz aufgenommen werden.  

Bevor ein immaterieller Vermögensgegenstand in der Bilanz angesetzt werden kann, 

muss erst einmal die abstrakte Aktivierungsfähigkeit vorliegen. Die abstrakte Aktivie-

rungsfähigkeit liegt vor, wenn bei einem immateriellen Vermögensgegenstand die Ver-

mögensgegenstandseigenschaft vorliegt.22 Der Vermögensgegenstand muss selbstän-

dig bewertbar und verwertbar sein sowie einen zukünftigen wirtschaftlichen Nutzen be-

sitzen.23 Er gilt als selbständig bewertbar, wenn für ihn Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten angefallen sind und er getrennt von anderen Vermögensgegenständen und Vor-

teilen bewertet werden kann.24 Er gilt als selbständig verwertbar, wenn er vom Unterneh-

men losgelöst veräußert und übertragen werden kann sowie wenn er handelsfähig und 

umsatzfähig ist. 

 
21 Vgl., auch im Folgenden INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARDS BOARD (2018) C.F. 1.5ff. 
22 Vgl.COENENBERG/HALLER/SCHULTZE (2021), S. 84. 
23 Vgl. BEYER/HEYD/ZORN (2020), S. 70. 
24 Vgl., auch im Folgenden, SICHERER (2021), S. 36. 
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Das für die Erfüllung der abstrakten Aktivierungsfähigkeit ein Vermögensgegenstand 

vorliegen muss, lässt sich auch aus § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB herauslesen. Dieser be-

sagt: „Der Jahresabschluss hat sämtliche Vermögensgegenstände […] zu enthalten, so-

weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.“ Hieraus wird ersichtlich, dass für Vermö-

gensgegenstände grundsätzlich eine Ansatzpflicht besteht. Zudem spielt bei der abs-

trakten Aktivierungsfähigkeit auch die wirtschaftliche Zugehörigkeit des Vermögensge-

genstands eine Rolle. § 246 Abs. 1 Satz 2 HGB besagt: „Vermögensgegenstände sind 

in der Bilanz des Eigentümers aufzunehmen; ist ein Vermögensgegenstand nicht dem 

Eigentümer, sondern einem anderen wirtschaftlich zuzurechnen, hat dieser ihn in seiner 

Bilanz auszuweisen.“  

Ist die abstrakte Aktivierungsfähigkeit erfüllt, muss eben noch geprüft werden, ob die 

konkrete Aktivierungsfähigkeit erfüllt ist. Die konkrete Aktivierungsfähigkeit soll die abs-

trakte Aktivierungsfähigkeit mit Hilfe von handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Akti-

vierungsvoraussetzungen ergänzen.25 Dies lässt sich aus § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB her-

auslesen. Denn in § 246 Abs. 2 Satz 1 HGB steht geschrieben: „Der Jahresabschluss 

hat sämtliche Vermögensgegenstände […] zu enthalten, soweit gesetzlich nichts ande-

res bestimmt ist.“ Durch den Zusatz „soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist“ wird 

deutlich gemacht, dass es Ausnahmen von der Ansatzpflicht für Vermögensgegenstände 

gibt. Bei diesen Ausnahmen handelt es sich um die Bilanzierungswahlrechte und Bilan-

zierungsverbote gemäß § 248 HGB. In Bezug auf das Bilanzierungswahlrecht von im-

materiellen Vermögensgegenständen besagt § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB: „Selbst geschaf-

fene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens können als Aktivpos-

ten in die Bilanz aufgenommen werden.“ Dass es sich hierbei um ein Bilanzierungswahl-

recht und keine Pflicht handelt, wird durch den Ausdruck „können“ deutlich gemacht. 

Demnach darf auf den Ansatz eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögensge-

genstands des Anlagevermögens verzichtet werden, obwohl er abstrakt aktivierbar 

wäre.26 Es ist allerdings zu beachten, dass wenn ein selbst geschaffener immaterieller 

Vermögensgegenstand des Anlagevermögens angesetzt wird, eine Ausschüttungs-

sperre gemäß § 268 Abs. 8 HGB aktiv wird. Diese besagt, dass nur der Gewinn ausge-

schüttet werden darf, der angefallen wäre, wenn der Vermögensgegenstand nicht akti-

viert worden wäre.27 Die Bilanzierungsverbote in Bezug auf immaterielle Vermögensge-

genstände sind in § 248 Abs. 2 Satz 2 HGB geregelt. Dieser besagt: „Nicht aufgenom-

men werden dürfen selbst geschaffene Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten 

 
25 Vgl.FREIDANK/MEUTHEN (2022), S. 351. 
26 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 250. 
27 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 98 i.V.m. § 268 Abs.8 HGB. 
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oder vergleichbare immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens.“28 Ist 

sowohl die abstrakte als auch die konkrete Aktivierungsfähigkeit erfüllt, kann dann der 

immaterielle Vermögensgegenstand in der Bilanz angesetzt werden. 

3.2 Erstbewertung 

3.2.1 Entgeltlich erworbener immaterieller Vermögensgegenstand 

Mit welchem Betrag der immaterielle Vermögensgegenstand erstmals angesetzt werden 

darf, ist in § 253 Abs. 1 HGB geregelt. § 253 Abs.1 Satz 1 HGB besagt: „Vermögensge-

genstände sind höchstens mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 

um die Abschreibungen nach den Absätzen 3 bis 5, anzusetzen.“ Entgeltlich erworbene 

immaterielle Vermögensgegenstände werden dementsprechend mit den Anschaffungs-

kosten angesetzt. Woraus sich die Anschaffungskosten zusammensetzen, ist in § 255 

Abs.1 HGB geregelt. Demnach handelt es sich bei den Anschaffungskosten um die „[…] 

Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und 

ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegen-

stand einzeln zugeordnet werden können.“29 Zu den Anschaffungskosten zählen zudem 

auch die Anschaffungsnebenkosten und die nachträglichen Anschaffungskosten.30 Bei 

Anschaffungsnebenkosten handelt es sich um Kosten, die beim Beschaffen und Inbe-

triebnehmen eines Vermögensgegenstands zusätzlich zum Anschaffungspreis entste-

hen.31 Zu den nachträglichen Anschaffungskosten gehören sowohl anschaffungsnahe 

Aufwendungen, die den Vermögensgegenstand erweitern oder wesentlich verbessern, 

als auch nachträgliche Erhöhungen des Anschaffungspreises. Sollten beim Erwerb eines 

immateriellen Vermögensgegenstands Anschaffungspreisminderungen vorhanden sein, 

so sind diese abzusetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet 

werden können.32 Es lässt sich zudem aus § 255 Abs.1 Satz 1 u. 3 HGB herauslesen, 

dass es wichtig ist, dass sowohl die Anschaffungskosten als auch mögliche Anschaf-

fungspreisminderungen dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden kön-

nen.  

3.2.2 Selbst geschaffener immaterieller Vermögensgegenstand 

Selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände werden mit ihren Herstellungs-

kosten in der Bilanz angesetzt. Bei den Herstellungskosten handelt es sich um „[…] die 

Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von 

 
28 FLEISCHER (2022) § 248 Abs. 2 Satz 2 HGB. 
29 FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 1 Satz 1 HGB. 
30 Vgl. FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 1 Satz 2 HGB. 
31 Vgl., auch im Folgenden, QUICK/WOLZ (2022), S. 75f. 
32 Vgl. FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 1 Satz 3 HGB. 
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Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstands, seine Erweiterung oder für 

eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung ent-

stehen.“33 Hierzu gehören gemäß § 255 Abs. 2 Satz 2 HGB Material- und Fertigungsein-

zelkosten, Sondereinzelkosten der Fertigung, angemessene Teile der Material- und Fer-

tigungsgemeinkosten sowie der Werteverzehr des Anlagevermögens der durch die Fer-

tigung veranlasst wurde. In § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB sind Kosten beschrieben, die, so-

lange sie auf den Zeitraum der Herstellung entfallen, in die Herstellungskosten mitein-

bezogen werden dürfen. Hierzu gehören unter anderem angemessene Teile der allge-

meinen Verwaltungskosten.34 Gemäß § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB dürfen sowohl For-

schungskosten als auch Vertriebskosten nicht in die Herstellungskosten miteinbezogen 

werden. In § 255 Abs. 2a Satz 1 HGB werden die Herstellungskosten eines selbst ge-

schaffenen immateriellen Vermögensgegenstands des Anlagevermögens noch etwas 

spezifiziert. Dort werden sie als die „[…] bei dessen Entwicklung anfallenden Aufwen-

dungen nach Absatz 2[…]“ beschrieben.35 Da im zuvor zitierten Paragrafen von Aufwen-

dungen, die bei der Entwicklung anfallen, gesprochen wird, muss noch geklärt werden, 

worum es sich bei der Entwicklung handelt. Gemäß § 255 Abs. 2a Satz 2 HGB handelt 

es sich bei der Entwicklung um „[…] die Anwendung von Forschungsergebnissen oder 

von anderem Wissen für die Neuentwicklung von Gütern oder Verfahren oder die Wei-

terentwicklung von Gütern oder Verfahren mittels wesentlicher Änderungen.“ Wie bereits 

zuvor angesprochen, dürfen Forschungskosten nicht in die Herstellungskosten mitein-

bezogen werden und sind demnach von der Aktivierung ausgeschlossen. Es muss zu-

dem zwischen Forschung und Entwicklung unterschieden werden, da eben nur die Auf-

wendungen der Entwicklung die Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immate-

riellen Vermögensgegenstands darstellen. In die Herstellungskosten sind alle Entwick-

lungsaufwendungen miteinzubeziehen, die seit dem Erfüllen der Ansatzkriterien ange-

fallen sind.36 Sollte es nicht möglich sein die Entwicklung und Forschung voneinander zu 

trennen, so darf der selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstand nicht akti-

viert werden.37 „Forschung ist die eigenständige und planmäßige Suche nach neuen 

wissenschaftlichen oder technischen Erkenntnissen oder Erfahrungen allgemeiner Art, 

über deren technische Verwertbarkeit und wirtschaftliche Erfolgsaussichten grundsätz-

lich keine Aussagen gemacht werden können.“38 Damit ein selbst geschaffener immate-

rieller Vermögensgegenstand aktiviert werden kann, muss zudem beim 

 
33 FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB. 
34 Vgl. FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB. 
35 FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 2a Satz 1 HGB. 
36 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.86. 
37 Vgl. FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 2a Satz 4 HGB. 
38 FLEISCHER (2022) § 255 Abs. 2a Satz 3 HGB. 
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Aktivierungszeitpunkt eine hohe Wahrscheinlichkeit für das Entstehen eines Vermögens-

gegenstands bestehen.39 Dies liegt vor, wenn die Fertigstellung beabsichtigt und reali-

sierbar ist sowie wenn ausreichend technische, finanzielle und sonstige Ressourcen für 

die Fertigstellung vorhanden sind.40 Ebenfalls müssen die Entwicklungskosten ihm zu-

verlässig zugerechnet werden können.41 

3.2.3 Geschäfts- oder Firmenwert 

Bei einem Geschäfts- oder Firmenwert handelt es sich um eine Zusammenfassung nicht 

einzeln fassbarer immaterieller Güter, die eine große Bedeutung für das Unternehmen 

haben (z.B. Kundenstamm, Firmenruf…).42 Beim Geschäfts- oder Firmenwert muss zwi-

schen dem entgeltlich erworbenen (derivativen) Geschäfts- oder Firmenwert und dem 

selbst geschaffenen (originären) Geschäfts- oder Firmenwert unterschieden werden. 

Diese Unterscheidung ist notwendig, da der selbst geschaffene Geschäfts- oder Firmen-

wert nicht aktiviert werden darf, da er weder abstrakt noch konkret aktivierbar ist.43 Wo-

rum es sich bei einem entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert handelt, wird 

in § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB beschrieben. § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB besagt: „Der Unter-

schiedsbetrag, um den die für die Übernahme eines Unternehmens bewirkte Gegenleis-

tung den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens abzüglich der 

Schulden im Zeitpunkt der Übernahme übersteigt (entgeltlich erworbener Geschäfts- 

oder Firmenwert), gilt als zeitlich begrenzt nutzbarer Vermögensgegenstand.“ Hieraus 

kann herausgelesen werden, dass für das Vorhandensein und somit für die Aktivierung 

eines entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts eine Übernahme eines Un-

ternehmens vorliegen muss. Es reicht hierbei auch aus, wenn nur ein Teil eines Unter-

nehmens übernommen wird, sofern dieser Teil selbständig lebensfähig ist.44 Als zweites 

Kriterium für das Vorhandensein eines entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmen-

werts führt § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB auf, dass der Kaufpreis den Wert der Vermögens-

gegenstände abzüglich der Schulden übersteigen muss.  

3.3 Folgebewertung 

3.3.1 Planmäßige Abschreibung 

„Bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nutzung zeitlich begrenzt 

ist, sind die Anschaffungs- oder die Herstellungskosten um planmäßige Abschreibungen 

 
39 Vgl. OSSOLA-HARING (2013), S. 21. 
40 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.50. 
41 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.45. 
42 Vgl. TANSKI (2019), S. 116. 
43 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 252. 
44 Vgl. TANSKI (2019), S. 117. 
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zu vermindern.“45 Hieraus werden die Bedingungen, die für die planmäßige Abschrei-

bung eines Vermögensgegenstands erforderlich sind, ersichtlich. So wird in § 253 Abs. 

3 Satz 1 HGB sowohl angesprochen, dass es sich um einen Vermögensgegenstand des 

Anlagevermögens handeln muss, als auch dass die Nutzungsdauer dieses Vermögens-

gegenstands des Anlagevermögens zeitlich begrenzt sein muss. Vermögensgegen-

stände des Anlagevermögens mit unbegrenzter Nutzungsdauer dürfen grundsätzlich 

nicht planmäßig abgeschrieben werden.46 Bei immateriellen Vermögensgegenständen 

des Anlagevermögens könnte einer der Gründe für eine zeitlich begrenzte Nutzungs-

dauer der zeitliche Ablauf von Schutzrechten und Verträgen sein.47 Zudem ist in § 253 

Abs. 3 Satz 2 HGB beschrieben, dass mit Hilfe eines Plans die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten des Vermögensgegenstands auf die einzelnen Geschäftsjahre verteilt 

werden sollen, in denen der Vermögensgegenstand voraussichtlich genutzt werden 

kann. Da in § 253 Abs. 3 Satz 2 HGB von einem „Plan“ gesprochen wird, kann daraus 

geschlossen werden, dass es notwendig ist einen Abschreibungsplan aufzustellen. Der 

Abschreibungsplan hat die folgenden Elemente zu enthalten:48 

- Die Anschaffungskosten / Herstellungskosten des Vermögensgegenstands 

- Ein möglicher Restwert 

- Die voraussichtliche Nutzungsdauer des Vermögensgegenstands 

- Die gewählte Abschreibungsmethode 

Welche Abschreibungsmethode für die planmäßige Abschreibung gewählt wird, bleibt 

dem Bilanzierenden selbst überlassen.49 Es ist allerdings darauf zu achten, dass die 

gewählte Abschreibungsmethode den Verlauf des Wertverlusts des immateriellen Ver-

mögensgegenstands des Anlagevermögens widerspiegelt.50 Kann dieser Verlauf nicht 

ermittelt werden, so muss der immaterielle Vermögensgegenstand des Anlagevermö-

gens linear abgeschrieben werden. Bei immateriellen Vermögensgegenständen des An-

lagevermögens kommen generell entweder die lineare Abschreibung oder gegebenen-

falls die degressive Abschreibung als Abschreibungsmethoden in Betracht.51 Sollte es in 

Ausnahmefällen bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen des 

Anlagevermögens nicht möglich sein die voraussichtliche Nutzungsdauer verlässlich zu 

ermitteln, so sind die Herstellungskosten über einen Zeitraum von zehn Jahren 

 
45 FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 3 Satz 1 HGB. 
46 Vgl. TANSKI (2019), S. 134. 
47 Vgl. QUICK/WOLZ (2022), S. 95. 
48 Vgl. Heusinger-Lange, in: BERTRAM/BRINKMANN/KESSLER/MÜLLER (2019), S. 481 Rz. 163. 
49 Vgl. Heusinger-Lange, in: BERTRAM/BRINKMANN/KESSLER/MÜLLER (2019), S. 485 Rz. 174. 
50 Vgl., auch im Folgenden, BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.102. 
51 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 259. 
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planmäßig abzuschreiben.52 Dies ist ebenfalls auf einen entgeltlich erworbenen Ge-

schäfts- oder Firmenwert entsprechend anzuwenden.53  

3.3.2 Außerplanmäßige Abschreibung 

Wie bereits angesprochen werden Vermögensgegenstände des Anlagevermögens de-

ren Nutzungsdauer zeitlich begrenzt ist planmäßig abgeschrieben. Zusätzlich zu der 

planmäßigen Abschreibung kann noch die außerplanmäßige Abschreibung hinzukom-

men. Hierbei handelt es sich um eine Wertminderung, die aufgrund von unvorhersehba-

ren Ereignissen eingetreten ist.54 Die außerplanmäßige Abschreibung ist auch in § 253 

Abs. 3 Satz 5 HGB geregelt:  

„Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind bei Vermögensge-

genständen des Anlagevermögens bei voraussichtlich dauernder Wertminderung außer-

planmäßige Abschreibungen vorzunehmen, um diese mit dem niedrigeren Wert anzu-

setzen, der ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist.“55 

Zudem lässt sich aus § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB herauslesen, dass außerplanmäßige 

Abschreibungen bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens nur vorgenom-

men werden dürfen, wenn die Wertminderung als voraussichtlich dauerhaft anzusehen 

ist. Bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung handelt es sich um eine Wert-

minderung, die über mehr als die Hälfte der verbleibenden Nutzungsdauer oder über 

einen Zeitraum von mehr als fünf Jahren bestehen bleibt.56 Dabei handelt es sich um 

das gemilderte Niederstwertprinzip.57 Es ist noch anzumerken, dass am Ende jedes Ge-

schäftsjahres geprüft werden muss, ob Wertminderungen eingetreten sind, die außer-

planmäßige Abschreibungen erfordern.58 

3.3.3 Zuschreibung 

Sollte ein immaterieller Vermögensgegenstand außerplanmäßig abgeschrieben worden 

sein und die Gründe dafür bestehen nicht mehr, so darf der niedrigere Wertansatz nicht 

beibehalten werden.59 Es gilt also ein generelles Wertaufholungsgebot.60 Hierbei muss 

ähnlich wie bei der außerplanmäßigen Abschreibung ebenfalls jährlich ein Test durchge-

führt werden, um zu prüfen, ob die Gründe für eine außerplanmäßige Abschreibung noch 

 
52 Vgl. FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB. 
53 Vgl. FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB. 
54 Vgl. COENENBERG/HALLER/MATTNER/SCHULTZE (2016), S. 222. 
55 FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB. 
56 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.113. 
57 Vgl. COENENBERG/HALLER/MATTNER/SCHULTZE (2016), S. 222. 
58 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.115. 
59 Vgl. FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB. 
60 Vgl. HAYN/WALDERSEE (2014), S. 106. 
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bestehen.61 Es muss dabei aber die Obergrenze für die Zuschreibung beachtet werden. 

Bei der Obergrenze für die Zuschreibung handelt es sich um die fortgeführten Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten, die sich ohne die außerplanmäßige Abschreibung erge-

ben hätten.62 Dies bedeutet, dass es sich hierbei um den Wert handelt, der dem Vermö-

gensgegenstand zuzurechnen wäre, wenn er nur planmäßig abgeschrieben worden 

wäre. Die Zuschreibung wird dann erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung 

erfasst.63 Nach der Zuschreibung muss allerdings noch die Höhe der planmäßigen Ab-

schreibung des Vermögensgegenstands für die kommenden Perioden angepasst wer-

den.64 Dies liegt daran, dass sich mit der Zuschreibung die Grundlage (Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten) für die Bestimmung der Höhe der planmäßigen Abschreibung 

ändert. 

Dieses generelle Wertaufholungsgebot gilt allerdings nicht für den entgeltlich erworbe-

nen Geschäfts- oder Firmenwert. Bei einem entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Fir-

menwert ist der niedrigere Wertansatz beizubehalten.65 Bei einem entgeltlich erworbe-

nen Geschäfts- oder Firmenwert gilt ein explizites Wertaufholungsverbot.66 Das Wertauf-

holungsverbot des Geschäfts- oder Firmenwerts kommt daher, dass nicht verlässlich 

bestimmt werden kann, ob es sich bei der Zuschreibung um eine Wertaufholung des 

entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts handelt oder ob ein selbst geschaf-

fener Geschäfts- oder Firmenwert aktiviert wird.67 

 

4. Bilanzierung nach IFRS 

4.1 Ansatzkriterien 

Damit ein immaterieller Vermögenswert angesetzt werden kann, muss er zum einen der 

Definition eines immateriellen Vermögenswerts entsprechen und zum anderen muss er 

noch die Ansatzkriterien erfüllen.68 Wie bereits zuvor erwähnt, handelt es sich um einen 

immateriellen Vermögenswert, wenn er identifizierbar, nicht monetär und ohne physische 

Substanz ist. Damit es sich um einen immateriellen Vermögenswert handelt, muss aber 

auch die Vermögenswerteigenschaft gewährleistet sein. Gemäß IAS 38.8 handelt es 

 
61 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ UND FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ DRS 24.116. 
62 Vgl. HAYN/WALDERSEE (2014), S. 106. 
63 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 282. 
64 Vgl. HAYN/WALDERSEE (2014), S. 108. 
65 Vgl. FLEISCHER (2022) § 253 Abs. 5 Satz 2 HGB. 
66 Vgl. HAYN/WALDERSEE (2014), S. 106. 
67 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 281. 
68 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.18. 
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sich bei einem Vermögenswert um eine Ressource, die aufgrund von vergangenen Er-

eignissen beherrscht wird und von der ein künftiger wirtschaftlicher Nutzen erwartet wird. 

Ein Unternehmen beherrscht einen Vermögenswert, wenn es sich den künftigen wirt-

schaftlichen Nutzen des entsprechenden Vermögenswerts verschaffen und den Zugriff 

von Dritten auf diesen künftigen wirtschaftlichen Nutzen beschränken kann.69 Im Falle 

von immateriellen Vermögenswerten basiert die Verfügungsgewalt über den künftigen 

wirtschaftlichen Nutzen normalerweise auf juristisch durchsetzbaren Ansprüchen. 

Bei einem immateriellen Vermögenswert könnte sich der künftige wirtschaftliche Nutzen 

gemäß IAS 38.17 in Erlösen aus dem Verkauf von Produkten, dem Einsparen von Kos-

ten oder anderen Vorteilen aus der Eigenverwendung des Vermögenswerts äußern. 

Zusätzlich zur Definition des immateriellen Vermögenswerts, müssen auch die in IAS 

38.21-38.23 beschriebenen Ansatzkriterien erfüllt sein. Damit ein immaterieller Vermö-

genswert angesetzt werden kann, müssen die folgenden Bedingungen kumulativ erfüllt 

sein:70 

- Es muss wahrscheinlich sein, dass der erwartete künftige wirtschaftliche Nutzen 

aus dem immateriellen Vermögenswert dem Unternehmen zufließt. 

- Es muss möglich sein die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des immateri-

ellen Vermögenswerts verlässlich zu bewerten. 

Es muss mit Hilfe von vernünftigen und begründeten Annahmen beurteilt werden, wie 

wahrscheinlich der Zufluss des erwarteten künftigen wirtschaftlichen Nutzens aus dem 

immateriellen Vermögenswert ist.71 Nach eigenem Ermessen wird anhand von substan-

ziellen Hinweisen, die beim erstmaligen Ansatz zur Verfügung stehen, eingeschätzt, wie 

sicher es ist, dass aus der Nutzung des Vermögenswerts ein künftiger wirtschaftlicher 

Nutzen entsteht.72 

4.2 Ansatz immaterieller Vermögenswerte 

4.2.1 Entgeltlich erworbener immaterieller Vermögenswert 

„Der Preis, den ein Unternehmen für den gesonderten Erwerb eines immateriellen Ver-

mögenswerts zahlt, wird normalerweise die Erwartungen über die Wahrscheinlichkeit 

wiederspiegeln, dass der voraussichtliche künftige Nutzen aus dem Vermögenswert dem 

Unternehmen zufließen wird.“73 Dies bedeutet gemäß IAS 38.25, dass das Unternehmen 

 
69 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.13. 
70 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.21. 
71 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.22. 
72 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.23. 
73 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.25. 
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durch das Zahlen des Anschaffungspreises das Entstehen eines künftigen wirtschaftli-

chen Nutzens aus dem Vermögenswert erwartet und somit gilt das Kriterium der ausrei-

chenden Wahrscheinlichkeit in Bezug auf den Zufluss des künftigen wirtschaftlichen Nut-

zens als erfüllt. Hierbei spielt es keine Rolle, ob der Zeitpunkt oder die Höhe des Zuflus-

ses des künftigen wirtschaftlichen Nutzens unsicher sind.74 Bei separat erworbenen im-

materiellen Vermögenswerten ist es in der Regel gut möglich die Anschaffungskosten 

verlässlich zu bewerten.75 Die verlässliche Bewertbarkeit der Anschaffungskosten von 

separat erworbenen immateriellen Vermögenswerten ist gemäß IAS 38.26 vor allem 

dann gegeben, wenn der Anschaffungspreis mit Hilfe von Zahlungsmitteln oder sonsti-

gen monetären Vermögenswerten beglichen wird. 

4.2.2 Selbst geschaffener immaterieller Vermögenswert 

4.2.2.1 Grundlagen 

Festzustellen, ob der selbst geschaffene immaterielle Vermögenswert angesetzt werden 

darf, ist aufgrund der folgenden Faktoren problematisch:76 

- Bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerten ist es schwierig zu be-

stimmen, ob und wann sie identifizierbar sind und einen künftigen wirtschaftlichen 

Nutzen besitzen. 

- Bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerten ist es schwierig die 

Herstellungskosten verlässlich zu bewerten. Dies liegt daran, dass es manchmal 

nicht möglich ist die Herstellungskosten eines immateriellen Vermögenswerts 

von den Kosten für die Erhaltung oder Erhöhung des selbst geschaffenen Ge-

schäfts- oder Firmenwerts oder den Kosten fürs Tagesgeschäft zu unterschei-

den. 

Bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerten wird der Herstellungsprozess 

in eine Forschungsphase und in eine Entwicklungsphase unterteilt, damit besser beur-

teilt werden kann, ob der selbst geschaffene immaterielle Vermögenswert die Ansatzkri-

terien erfüllt.77 Ist es bei der Herstellung eines selbst geschaffenen immateriellen Vermö-

genswerts nicht möglich die Forschungsphase von der Entwicklungsphase zu trennen, 

so sind die gesamten Herstellungskosten der Forschungsphase zuzurechnen.78 

 
74 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.25. 
75 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.26. 
76 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.51. 
77 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.52. 
78 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.53. 
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4.2.2.2 Forschungsphase 

Entsteht ein immaterieller Vermögenswert aus der Forschungsphase, so darf dieser 

nicht in der Bilanz angesetzt werden.79 Dies liegt daran, dass während der Forschungs-

phase nicht festgestellt werden kann, ob es sich um einen immateriellen Vermögenswert 

handelt, aus dem ein voraussichtlich künftiger wirtschaftlicher Nutzen entstehen wird.80 

Bei der Forschung handelt es sich um „[…] die eigenständige und planmäßige Suche 

mit der Aussicht, zu neuen wissenschaftlichen oder technischen Erkenntnissen zu ge-

langen.“81 Da ein aus der Forschungsphase entstehender immaterieller Vermögenswert 

nicht in der Bilanz angesetzt werden darf, werden die gesamten Ausgaben der For-

schungsphase als Aufwand erfasst.82 Es ist gemäß IAS 38.55 allerdings noch anzumer-

ken, dass die Forschungsaufwendungen nur in der Periode erfasst werden, in der sie 

auch angefallen sind. 

4.2.2.3 Entwicklungsphase 

Sollte der immaterielle Vermögenswert aus der Entwicklungsphase entstehen, so kann 

dieser angesetzt werden.83 Hierbei muss aber noch ergänzt werden, dass der immateri-

elle Vermögenswert nur angesetzt werden kann, wenn er die Kriterien gemäß IAS 38.57 

erfüllt. Bevor aber auf die Kriterien zum Ansetzen eines aus der Entwicklung entstehen-

den immateriellen Vermögenswerts eingegangen wird, wird noch kurz auf die Definition 

der Entwicklung eingegangen. 

„Entwicklung ist die Anwendung von Forschungsergebnissen oder von anderem Wissen 

auf einen Plan oder Entwurf für die Produktion von neuen oder beträchtlich verbesserten 

Materialien, Vorrichtungen, Produkten, Verfahren, Systemen oder Dienstleistungen.“84 

Zudem wird in IAS 38.8 noch angemerkt, dass die die Entwicklungsphase vor dem Be-

ginn der kommerziellen Produktion oder Nutzung stattfindet. 

Um einen aus der Entwicklung entstehenden immateriellen Vermögenswert ansetzen zu 

können müssen die folgenden Kriterien erfüllt sein:85 

- Die Fertigstellung ist technisch realisierbar. 

- Es besteht die Absicht zur Fertigstellung und zur Nutzung oder zum Verkauf. 

- Es besteht die Fähigkeit zur Nutzung oder zum Verkauf. 

 
79 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.54. 
80 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.55. 
81 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.8. 
82 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.55. 
83 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.57. 
84 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.8. 
85 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.57. 
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- Es ist nachweisbar, wie der immaterielle Vermögenswert den voraussichtlich 

künftigen wirtschaftlichen Nutzen erzielen wird. 

- Es müssen ausreichend technische, finanzielle und sonstige Ressourcen zum 

Abschließen der Entwicklung vorhanden sein. 

- Es muss möglich sein die zum immateriellen Vermögenswert zurechenbaren 

Entwicklungskosten verlässlich zu bewerten. 

Der Unterschied zur Forschungsphase besteht darin, dass bei der Entwicklungsphase 

in manchen Fällen ein immaterieller Vermögenswert mit künftigem wirtschaftlichem Nut-

zen identifiziert und nachgewiesen werden kann.86 Dies liegt gemäß IAS 38.58 daran, 

dass ein immaterieller Vermögenswert in der Entwicklungsphase weiter vorangeschritten 

ist als ein immaterieller Vermögenswert in der Forschungsphase.  

Nicht als immaterielle Vermögenswerte angesetzt werden dürfen gemäß IAS 38.63 „[…] 

selbst geschaffene Markennamen, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten sowie ihrem 

Wesen nach ähnliche Sachverhalte […]“. Dies liegt daran, dass bei diesen selbst ge-

schaffenen immateriellen Vermögenswerten die Ausgaben nicht von den Entwicklungs-

ausgaben für das gesamte Unternehmen unterschieden werden können.87 

4.2.3 Geschäfts- oder Firmenwert 

Im Vergleich zu den anderen immateriellen Vermögenswerten, die gemäß IAS 38 bilan-

ziert werden, fällt die Bilanzierung des Geschäfts- oder Firmenwerts gemäß IAS 38.3f in 

den Anwendungsbereich von IFRS 3. Beim entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Fir-

menwert handelt es sich gemäß IAS 36.81 um einen „[…] Vermögenswert, der den künf-

tigen wirtschaftlichen Nutzen anderer bei dem Unternehmenszusammenschluss erwor-

bener Vermögenswerte darstellt, die nicht einzeln identifiziert und getrennt erfasst wer-

den können.“ Aus dieser Definition wird zudem ersichtlich, dass für das Vorliegen eines 

Geschäfts- oder Firmenwerts ein Unternehmenszusammenschluss vorliegen muss. Der 

entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert muss vom Erwerber zum Erwerbs-

zeitpunkt angesetzt werden.88 Dies sieht allerdings beim selbst geschaffenen Geschäfts- 

oder Firmenwert anders aus. Beim selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert be-

steht gemäß IAS 38.48 nämlich ein Ansatzverbot. Ein selbst geschaffener Geschäfts- 

oder Firmenwert darf nicht angesetzt werden, da es sich hierbei um keinen Vermögens-

wert handelt, der identifizierbar ist und dessen Herstellungskosten verlässlich bewertet 

werden können.89 Zum selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert könnten 

 
86 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.58. 
87 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.64. 
88 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.32. 
89 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.49. 
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beispielsweise Aufwendungen gehören, die beim Erzeugen eines künftigen wirtschaftli-

chen Nutzens entstehen, ohne dass aber ein ansatzfähiger immaterieller Vermögens-

wert entsteht. 

4.3 Erstbewertung 

4.3.1 Entgeltlich erworbener immaterieller Vermögenswert 

Immaterielle Vermögenswerte sind gemäß IAS 38.24 bei Zugang mit ihren Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten zu bewerten. Dementsprechend werden bei separat er-

worbenen immateriellen Vermögenswerten die Anschaffungskosten für die Erstbewer-

tung herangezogen. Bei den separat erworbenen immateriellen Vermögenswerten um-

fassen die Anschaffungskosten zum einen „[…] den Erwerbspreis einschließlich Einfuhr-

zölle und nicht erstattungsfähiger Umsatzsteuern nach Abzug von Rabatten, Boni und 

Skonti“.90 Zum anderen gehören zu den Anschaffungskosten auch direkt zurechenbare 

Kosten, die dazu dienen, den separat erworbenen immateriellen Vermögenswert auf 

seine beabsichtigte Nutzung vorzubereiten.91 Bei den direkt zurechenbaren Kosten 

könnte es sich beispielsweise um Kosten handeln, die beim Testen des immateriellen 

Vermögenswerts anfallen, um sicherzustellen, ob er ordnungsgemäß und fehlerfrei funk-

tioniert.92 Nicht zu den Anschaffungskosten gehören beispielsweise die Kosten bei der 

Einführung neuer Produkte und Dienstleistungen sowie Gemeinkosten sämtlicher Art.93 

Sobald sich der separat erworbene immaterielle Vermögenswert im gewünschten be-

triebsbereiten Zustand befindet, werden alle später anfallenden Kosten nicht zu den An-

schaffungskosten hinzugezählt.94 

4.3.2 Selbst geschaffener immaterieller Vermögenswert 

Erfüllen selbst geschaffene immaterielle Vermögenswerte die Ansatzkriterien, so sind 

diese bei der Erstbewertung, wie bereits zuvor erwähnt, mit ihren Herstellungskosten zu 

bewerten. Bei den Herstellungskosten handelt es sich um alle Kosten, die seit dem erst-

maligen Erfüllen der Ansatzkriterien angefallen sind.95 Hieraus kann herausgelesen wer-

den, dass alle Kosten, die vor dem Erfüllen der Ansatzkriterien angefallen sind, nicht in 

die Herstellungskosten miteinbezogen werden dürfen. Dementsprechend müssen die 

Kosten vor dem Erfüllen der Ansatzkriterien von den Kosten nach Erfüllen der Ansatzkri-

terien getrennt werden. Dies wird auch in IAS 38.71 weiter deutlich gemacht, da dort 

 
90 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.27a. 
91 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.27b. 
92 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.28. 
93 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.29. 
94 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.30. 
95 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.65. 
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beschrieben wird, dass alle Ausgaben die zuvor als Aufwand erfasst worden sind nicht 

als Teil der Anschaffungs- und Herstellungskosten gesehen werden dürfen. Woraus sich 

die Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts zu-

sammensetzen, wird in IAS 38.66 genauer definiert:  

„Die Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts um-

fassen alle direkt zurechenbaren Kosten, die erforderlich sind, den Vermögenswert zu 

entwerfen, herzustellen und so vorzubereiten, dass er für den vom Management beab-

sichtigten Gebrauch betriebsbereit ist.“96  

Zu den direkt zurechenbaren Kosten gehören beispielsweise Materialkosten für die bei 

der Herstellung des immateriellen Vermögenswerts genutzten Materialien.97 Nicht zu 

den Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen Vermögenswerts ge-

hören Vertriebsgemeinkosten, Verwaltungsgemeinkosten und sonstige allgemeine Ge-

meinkosten.98 Hiervon ausgenommen sind gemäß IAS 38.67a diejenigen Gemeinkos-

ten, die direkt dazu dienen den Vermögenswert auf seine Nutzung vorzubereiten. Auch 

nicht zu den Herstellungskosten gehören die identifizierten Ineffizienzen und anfängli-

chen Betriebsverluste, die vor dem Erreichen der geplanten Ertragskraft des Vermö-

genswerts entstehen.99 Die Schulungskosten der Mitarbeiter, damit sie mit dem Vermö-

genswert umgehen können, sind gemäß IAS 38.67c ebenfalls nicht in die Herstellungs-

kosten miteinzubeziehen. 

4.3.3 Geschäfts- oder Firmenwert 

Zuvor wurde bereits geklärt, dass ein entgeltlich erworbener Geschäfts- oder Firmenwert 

vom Erwerber zum Erwerbszeitpunkt anzusetzen ist. Folgend wird auf die Erstbewertung 

und somit auf den anzusetzenden Betrag des entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder 

Firmenwerts eingegangen. Hierbei muss erwähnt werden, dass es sich beim entgeltli-

chen Geschäfts- oder Firmenwert um einen Saldo aus zwei bestimmten Beträgen ergibt. 

Hierzu gehören zum einen die Summe aus:100 

- Dem Betrag der übertragenen Gegenleistung 

- Dem Betrag aller nicht beherrschenden Anteile am beim Unternehmenszusam-

menschluss erworbenen Unternehmen 

 
96 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.66. 
97 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.66. 
98 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.67a. 
99 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.67b. 
100 Vgl.HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.32a. 
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- Dem beizulegenden Zeitwert der vom Erwerber am beim Unternehmenszusam-

menschluss erworbenen Unternehmen gehaltenen Eigenkapitalanteile 

Zum anderen gehört hierzu der Saldo der bestehenden und nach IFRS 3 bewerteten 

erworbenen identifizierbaren Vermögenwerte und der übernommenen Schulden.101 

Der Geschäfts- oder Firmenwert wird mit dem Unterschiedsbetrag angesetzt, um den 

die zuvor genannte Summe den Saldo der erworbenen identifizierbaren Vermögens-

werte und übernommenen Schulden übersteigt.102 

Es kann auch sein, dass der Unterschiedsbetrag negativ ist, also dass der Saldo aus 

IFRS 3.32b den Betrag aus IFRS 3.32a übersteigt. Dies kann auftreten, wenn es sich 

bei dem Unternehmenszusammenschluss um einen Erwerb zu einem Preis unter dem 

Marktwert handelt.103 Sollte dieser Überschuss bestehen bleiben, so hat der Erwerber 

diesen Betrag zum Erwerbszeitpunkt als Gewinn in der Gewinn- und Verlustrechnung zu 

erfassen. 

Bevor der negative Unterschiedsbetrag als Gewinn ausgewiesen werden darf, muss dies 

gemäß IFRS 3.36 überprüft werden. IFRS 3.36 besagt nämlich, dass überprüft werden 

muss, ob alle erworbenen Vermögenswerte und übernommenen Schulden richtig iden-

tifiziert wurden. Zusätzlich müssen alle bei dieser Überprüfung zusätzlich identifizierten 

Vermögenswerte und Schulden angesetzt werden.104 Danach müssen die Verfahren 

überprüft werden, mit denen die Beträge für die folgenden Positionen ermittelt wurden: 

- Identifizierbare Vermögenswerte und übernommene Schulden 

- Nicht beherrschende Anteile am übernommenen Unternehmen 

- Vor dem Unternehmenszusammenschluss vom Erwerber gehaltene Eigenkapi-

talanteile am erworbenen Unternehmen  

- Übertragene Gegenleistung 

Diese Überprüfung dient gemäß IFRS 3.36 dazu, dass alle zum Erwerbszeitpunkt ver-

fügbaren Informationen in Bezug auf die Bewertungen angemessen berücksichtigt wer-

den. Somit kann eben verhindert werden, dass ein aktivierungspflichtiger Geschäfts- 

oder Firmenwert fälschlicherweise als Gewinn in der Gewinn- und Verlustrechnung er-

fasst wird. 

 

 
101 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.32b). 
102 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.32. 
103 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.34. 
104 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IFRS 3.36. 
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4.4 Folgebewertung 

4.4.1 Rechnungslegungsmethoden 

4.4.1.1 Anschaffungskostenmodell 

„Nach erstmaligem Ansatz ist ein immaterieller Vermögenswert mit seinen Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten anzusetzen, abzüglich aller kumulierten Amortisationen und al-

ler kumulierten Wertminderungsaufwendungen.“105 Bei Amortisationen handelt es sich 

um planmäßige Abschreibungen, mit denen der gesamte Abschreibungsbetrag auf die 

Nutzungsdauer des immateriellen Vermögenswerts verteilt wird.106 Bei einem Wertmin-

derungsaufwand handelt es sich um eine außerplanmäßige Abschreibung, wenn der 

Buchwert eines Vermögenswerts höher als sein erzielbarer Betrag ist.  

4.4.1.2 Neubewertungsmodell 

Ein immaterieller Vermögenswert wird nach erstmaligem Ansatz neu bewertet und bei 

diesem neu bewerteten Betrag handelt es sich um den beizulegenden Zeitwert zum Zeit-

punkt der Neubewertung.107 Hiervon sind gemäß IAS 38.75 noch später kumulierte 

Amortisationen und Wertminderungsaufwendungen abzuziehen. „Bei Neubewertung ei-

nes immateriellen Vermögenswerts wird dessen Buchwert an den Neubewertungsbetrag 

angepasst.“108 Der für die Neubewertung benötigte beizulegende Zeitwert muss gemäß 

IAS 38.75 auf Basis eines aktiven Marktes bemessen werden. Dementsprechend kann 

das Neubewertungsmodell nicht angewendet werden, wenn kein aktiver Markt besteht. 

Sollte ein immaterieller Vermögenswert nach dem Neubewertungsmodell bilanziert wer-

den, so müssen alle anderen Vermögenswerte seiner Gruppe ebenfalls nach dem Neu-

bewertungsmodell bilanziert werden.109 Dies gilt gemäß IAS 38.72 nur, wenn für diese 

Vermögenswerte auch ein aktiver Markt besteht. Unter einer Gruppe von immateriellen 

Vermögenswerten wird gemäß IAS 38.73 eine Zusammenfassung von Vermögenswer-

ten, die eine ähnliche Art und einen ähnlichen Verwendungszweck haben, verstanden. 

Zudem werden die einzelnen Vermögenswerte der Gruppe zur gleichen Zeit neu bewer-

tet.110 Wie häufig eine Neubewertung vorgenommen werden muss, hängt davon ab wie 

sehr der beizulegende Zeitwert eines neu zu bewertenden immateriellen Vermögens-

werts schwankt.111 Dementsprechend müssen bei immateriellen Vermögenswerten, de-

ren beizulegender Zeitwert stärker schwankt, öfter Neubewertungen vorgenommen 

 
105 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.74. 
106 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.8. 
107 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.75. 
108 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.80. 
109 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.72. 
110 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.73. 
111 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.79. 
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werden als bei immateriellen Vermögenswerten die weniger stark schwanken. Zudem 

muss gemäß IAS 38.79 eine weitere Neubewertung vorgenommen werden, wenn der 

beizulegende Zeitwert eines neu bewerteten Vermögenswerts zu stark von seinem 

Buchwert abweicht. 

Sollte es keinen aktiven Markt für einen einzelnen immateriellen Vermögenswert, der zu 

einer Gruppe von neu bewerteten immateriellen Vermögenswerten gehört, geben, so 

kann er nicht neu bewertet werden.112 In diesem Fall wird er gemäß IAS 38.81 mit seinen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt und um spätere kumulierte Amortisa-

tionen und Wertminderungsaufwendungen vermindert.  

Sollte ein immaterieller Vermögenswert bereits neu bewertet worden sein, so wird dieser 

bei Wegfallen des aktiven Marktes mit seinem letzten Neubewertungsbetrag, vermindert 

um alle späteren kumulierten Amortisationen und Wertminderungsaufwendungen, be-

wertet.113 

Erhöht sich durch die Neubewertung der Buchwert, so ist diese Erhöhung erfolgsneutral 

unter der Neubewertungsrücklage im Eigenkapital zu erfassen.114 Sollte in der Vergan-

genheit aufgrund einer Neubewertung der Buchwert verringert worden sein, so wurde 

diese Verringerung erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. In die-

sem Fall wird die Erhöhung in der Gewinn- und Verlustrechnung bis zur Höhe des er-

folgswirksamen Verlustes erfolgswirksam erfasst.  

Führt eine Neubewertung zu einer Verringerung des Buchwerts, wird diese Verringerung 

erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.115 Dies gilt allerdings nicht, 

wenn zuvor Erhöhungen des Buchwerts in der Neubewertungsrücklage erfasst wurden. 

Ist dies der Fall wird bei einer Verringerung des Buchwerts die Neubewertungsrücklage 

verringert. Die Verringerung wird also nicht erfolgswirksam. Die Verringerung wird ge-

mäß IAS 38.86 also erst erfolgswirksam, sobald die gesamte Neubewertungsrücklage 

aufgelöst wurde. 

Das Neubewertungsmodell besagt zudem, dass zuvor nicht angesetzte immaterielle 

Vermögenswerte nicht neu bewertet werden dürfen und dass der erstmalige Ansatz von 

immateriellen Vermögenswerten mit von den Anschaffungs- und Herstellungskosten ab-

weichenden Beträgen verboten ist.116 

 
112 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.81. 
113 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.82. 
114 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.85. 
115 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.86. 
116 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.76. 



 

22 
 

In Bezug auf die Folgebewertung existiert gemäß IAS 38.72 ein Wahlrecht, ob das An-

schaffungskostenmodell oder das Neubewertungsmodell für die Folgebewertung heran-

gezogen wird. 

4.4.2 Planmäßige Abschreibung 

Zuvor wurde bereits angemerkt, dass sowohl beim Anschaffungskostenmodell als auch 

beim Neubewertungsmodell planmäßige Abschreibungen vorgenommen werden. Die 

Bilanzierung der immateriellen Vermögenswerte hängt von ihrer Nutzungsdauer ab, da 

immaterielle Vermögenswerte mit begrenzter Nutzungsdauer planmäßig abgeschrieben 

werden und immaterielle Vermögenswerte mit unbegrenzter Nutzungsdauer nicht.117 Ein 

entgeltlich erworbener Geschäfts- oder Firmenwert gilt als Vermögenswert mit unbe-

grenzter Nutzungsdauer und wird demnach nicht planmäßig abgeschrieben.118 Es ist al-

lerdings noch anzumerken, dass gemäß IAS 38.109 in jeder Periode überprüft werden 

muss, ob die Gründe für das Rechtfertigen einer unbegrenzten Nutzungsdauer noch be-

stehen. IAS 38.109 besagt ebenfalls, dass falls keine Gründe mehr für das Rechtfertigen 

einer unbegrenzten Nutzungsdauer bestehen, die Nutzungsdauer dieses immateriellen 

Vermögenswerts auf begrenzt zu ändern ist. Mit dieser Änderung der Nutzungsdauer ist 

dann dieser immaterielle Vermögenswert ebenfalls planmäßig abzuschreiben. 

Bei immateriellen Vermögenswerten mit einer begrenzten Nutzungsdauer muss der Ab-

schreibungsbetrag planmäßig über seine Nutzungsdauer verteilt werden.119 Gemäß IAS 

38.97 beginnt die Abschreibung sobald der Vermögenswert im beabsichtigten betriebs-

bereiten Zustand ist. Nach IAS 38.97 ist die planmäßige Abschreibung zu beenden, 

wenn der immaterielle Vermögenswert zur Veräußerung gehalten oder ausgebucht wird. 

Bei der Folgebewertung muss, damit eine planmäßige Abschreibung stattfinden kann, 

eine Abschreibungsmethode gewählt werden. Die Abschreibungsmethode muss hierbei 

den erwarteten Verbrauch des künftigen wirtschaftlichen Nutzens des Vermögenswerts 

durch das Unternehmen widerspiegeln.120 Kann dies nicht verlässlich bestimmt werden, 

so schreibt IAS 38.97 vor, dass die lineare Abschreibung angewendet werden muss. Im 

Allgemeinen können aber gemäß IAS 38.98 die lineare, die degressive oder die leis-

tungsabhängige Abschreibung angewendet werden. Dementsprechend kann man sich 

für eine dieser Abschreibungsmethoden entscheiden, sofern sie dem Verlauf des Ver-

brauchs des künftigen wirtschaftlichen Nutzens des Vermögenswerts entspricht. Die 

 
117 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.89. 
118 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 314 i.V.m. IFRS 3.B63a. 
119 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.97. 
120 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.97. 
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ausgewählte Methode muss dann gemäß IAS 38.98 für folgende Perioden beibehalten 

werden, es sei denn, der erwartete Verlauf ändert sich. 

Bei immateriellen Vermögenswerten mit einer begrenzten Nutzungsdauer muss am 

Ende jedes Geschäftsjahres überprüft werden, ob sich die erwartete Nutzungsdauer und 

ob sich der erwartete Abschreibungsverlauf verändert hat.121 Sollte es Änderungen ge-

geben haben, so muss entweder die Amortisationsperiode oder die Amortisationsme-

thode geändert werden. Was geändert werden muss hängt davon ab was sich verändert. 

4.4.3 Wertminderungsaufwand nach IAS 36 

4.4.3.1 Grundlagen der Wertminderungsaufwendungen 

Bei einem Wertminderungsaufwand handelt es sich um den Betrag, „[…] um den der 

Buchwert eines Vermögenswerts oder einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit seinen 

erzielbaren Betrag übersteigt.“122 Es muss gemäß IAS 36.9 zu jedem Abschlussstichtag 

überprüft werden, ob Anhaltspunkte für das Vorliegen eines wertgeminderten Vermö-

genswerts vorliegen. Um beurteilen zu können, ob ein Vermögenswert wertgemindert 

ist, muss ein Unternehmen sowohl externe als auch interne Informationsquellen berück-

sichtigen.123 Liegt ein Anhaltspunkt für eine Wertminderung vor, so muss gemäß IAS 

36.9 der erzielbare Betrag des Vermögenswerts geschätzt werden.  

Es gibt gemäß IAS 36.10 und IAS 36.11 auch Vermögenswerte, die ebenfalls jährlich auf 

eine Wertminderung überprüft werden müssen. Hierbei ist jedoch der Unterschied, dass 

bei diesen Vermögenswerten keine Anhaltspunkte für eine Wertminderung gegeben sein 

müssen. Hierzu gehören:124 

- Immaterielle Vermögenswerte mit einer unbestimmten Nutzungsdauer 

- Nicht nutzungsbereite immaterielle Vermögenswerte 

- Ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener Geschäfts- oder Fir-

menwert 

Zudem muss noch erwähnt werden, dass ein immaterieller Vermögenswert mit einer un-

bestimmten Nutzungsdauer und ein nicht nutzungsbereiter immaterieller Vermögenswert 

auf eine Wertminderung überprüft werden, indem man ihren Buchwert mit ihrem erziel-

baren Betrag vergleicht.125 Beim erzielbaren Betrag eines Vermögenswerts oder einer 

zahlungsmittelgenerierenden Einheit handelt es sich um den höheren der beiden 

 
121 Vgl., auch im Folgenden,HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.104. 
122 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.6. 
123 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.12. 
124 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.10. 
125 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.10a. 
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Beträge „[…] aus beizulegendem Zeitwert abzüglich der Kosten der Veräußerung und 

Nutzungswert.“126  

„Der beizulegende Zeitwert abzüglich der Kosten der Veräußerung ist der Betrag, der 

durch den Verkauf eines Vermögenswerts oder einer zahlungsmittelgenerierenden Ein-

heit in einer Transaktion zu Marktbedingungen zwischen sachverständigen, vertragswil-

ligen Parteien nach Abzug der Veräußerungskosten erzielt werden könnte.“127 Die Kos-

ten der Veräußerung werden nur bei der Bemessung des beizulegenden Zeitwerts ab-

züglich der Veräußerungskosten abgezogen, wenn sie zuvor nicht als Schulden ange-

setzt wurden.128 Unter dem Nutzungswert versteht man den „[…] Barwert der künftigen 

Cashflows, der voraussichtlich aus einem Vermögenswert oder einer Zahlungsmittelge-

nerierenden Einheit abgeleitet werden kann.“129 Gemäß IAS 36.19 ist es nicht immer 

notwendig sowohl den beizulegenden Zeitwert abzüglich der Veräußerungskosten als 

auch den Nutzungswert zu bestimmen. Gemäß IAS 36.19 reicht es aus, wenn einer die-

ser beiden Werte höher als der Buchwert ist. Sobald einer dieser beiden Werte höher 

als der Buchwert ist, muss der andere Wert nicht geschätzt werden und es liegt somit 

keine Wertminderung vor.130 

4.4.3.2 Wertminderungsaufwand eines einzelnen Vermögenswerts 

Wie bereits zuvor erwähnt liegt ein Wertminderungsaufwand vor, wenn der Buchwert den 

erzielbaren Betrag eines Vermögenswerts übersteigt. Liegt also ein Wertminderungsauf-

wand vor, so muss gemäß IAS 36.59 der Buchwert des Vermögenswerts auf den erziel-

baren Betrag verringert werden. Der Wertminderungsaufwand eines einzelnen Vermö-

genswerts wird normalerweise in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.131 Wird der 

Vermögenswert allerdings nach dem Neubewertungsmodell bilanziert, so wird der Wert-

minderungsaufwand nicht automatisch in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.132 

Hierbei wird der Wertminderungsaufwand erst in der Gewinn- und Verlustrechnung er-

fasst, wenn er die Neubewertungsrücklage übersteigt. Dementsprechend wird die Neu-

bewertungsrücklage um den Betrag der Wertminderung verringert und der Wertminde-

rungsaufwand so lange im sonstigen Ergebnis erfasst. Erst wenn der Wertminderungs-

aufwand die Neubewertungsrücklage übersteigt, wird der die Neubewertungsrücklage 

übersteigende Betrag in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. Nach Erfassen des 

 
126 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.6. 
127 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.6. 
128 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.28. 
129 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.6. 
130 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.19. 
131 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.60. 
132 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.61. 
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Wertminderungsaufwands müssen auch dementsprechend die planmäßigen Abschrei-

bungen der kommenden Perioden angepasst werden.133 

4.4.3.3 Wertminderungsaufwand einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 

Sollte es nicht möglich sein den erzielbaren Betrag für einen einzelnen Vermögenswert 

zu bestimmen, so muss der erzielbare Betrag der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, 

zu der der Vermögenswert zugeordnet wurde, bestimmt werden.134 Unter einer zah-

lungsmittelgenerierenden Einheit versteht man gemäß IAS 36.6 „[…] die kleinste identi-

fizierbare Gruppe von Vermögenswerten, die Mittelzuflüsse erzeugen, die weitestge-

hend unabhängig von den Mittelzuflüssen anderer Vermögenswerte oder anderer Grup-

pen von Vermögenswerten sind.“ Worum es sich bei Mittelzuflüssen handelt, wird in IAS 

36.69 erläutert. Zahlungsmittelgenerierende Einheiten müssen in jeder Periode für die 

gleichen Vermögenswerte oder Arten von Vermögenswerten stetig identifiziert wer-

den.135 Dies geschieht gemäß IAS 36.72 nur so lange bis eine Änderung gerechtfertigt 

ist. 

Bei dem erzielbaren Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit handelt es sich 

gemäß IAS 36.74 um den höheren der beiden Beträge aus Nutzungswert und dem bei-

zulegenden Zeitwert vermindert um die Veräußerungskosten. Somit setzt sich der erziel-

bare Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit aus den gleichen Komponenten 

zusammen wie der erzielbare Betrag eines einzelnen Vermögenswerts. Zudem sind ge-

mäß IAS 36.74 bei der Ermittlung des erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerie-

renden Einheit dieselben Vorschriften (IAS 36.19-57) anzuwenden wie bei der Ermittlung 

des erzielbaren Betrags eines einzelnen Vermögenswerts.  

Beim Buchwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit handelt es sich um die 

Summe der Buchwerte der Vermögenswerte, „[…] die der zahlungsmittelgenerierenden 

Einheit direkt zugerechnet oder auf einer vernünftigen und stetigen Basis zugeordnet 

werden können, und die künftige Mittelzuflüsse erzeugen werden, die bei der Bestim-

mung des Nutzungswerts der zahlungsmittelgenerierenden Einheit verwendet wurden 

[…]“.136  

Bevor allerdings darauf eingegangen werden kann, wie ein Wertminderungsaufwand für 

eine zahlungsmittelgenerierende Einheit erfasst wird, muss erst noch auf den Geschäfts- 

oder Firmenwert eingegangen werden. Dies liegt daran, dass der entgeltlich erworbene 

 
133 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.63. 
134 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.66. 
135 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.72. 
136 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.76a. 



 

26 
 

Geschäfts- oder Firmenwert, vom Übernahmezeitpunkt an, den zahlungsmittelgenerie-

renden Einheiten des erwerbenden Unternehmens, die von den Synergieeffekten des 

Unternehmenszusammenschlusses profitieren sollen, zugeordnet werden muss.137 Die 

Pflicht den Geschäfts- oder Firmenwert zu den zahlungsmittelgenerierenden Einheiten 

zuzuordnen dient gemäß IAS 36.80 dazu, den Geschäfts- oder Firmenwert auf eine 

Wertminderung zu überprüfen. Hieraus lässt sich herauslesen, dass der Geschäfts- oder 

Firmenwert nur in Kombination mit der zahlungsmittelgenerierenden Einheit auf eine 

Wertminderung überprüft werden kann. Die Zuordnung zu den zahlungsmittelgenerie-

renden Einheiten ist zudem notwendig, da er selbstständig keine Zahlungsflüsse erzeugt 

und oft zu den Zahlungsflüssen von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten beiträgt.138 

Zudem müssen die zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, denen der Geschäfts- oder 

Firmenwert zugeordnet worden ist, die folgenden Kriterien erfüllen:139 

- Sie müssen die niedrigste Ebene darstellen, auf der, für Zwecke der internen 

Verwaltung, der Geschäfts- oder Firmenwert überwacht werden kann. 

- Sie dürfen nicht größer sein als ein Geschäftssegment (Vgl. IFRS 8.5) 

Eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, zu der ein Geschäfts- oder Firmenwert zuge-

ordnet wurde, muss jährlich und bei einem Anhaltspunkt, der auf eine Wertminderung 

deutet, überprüft werden.140 Hierbei wird gemäß IAS 36.90 der Buchwert der zahlungs-

mittelgenerierenden Einheit (inkl. Geschäfts- oder Firmenwert) mit dem erzielbaren Be-

trag verglichen. Die Prüfung einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit mit zugeordne-

tem Geschäfts- oder Firmenwert kann gemäß IAS 36.96 zu jeder Zeit erfolgen. Es muss 

dabei allerdings beachtet werden, dass dann die Wertminderungsprüfung jedes Jahr zur 

selben Zeit stattfinden muss.141  

Bei einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit (mit oder ohne Geschäfts- oder Firmen-

wert) darf ein Wertminderungsaufwand nur erfasst werden, wenn der Buchwert höher ist 

als der erzielbare Betrag.142 In IAS 36.104 ist eine Reihenfolge festgelegt, nach der der 

Wertminderungsaufwand verteilt werden muss. Dementsprechend muss zuerst der zu-

geordnete Geschäfts- oder Firmenwert vermindert werden. Danach wird (falls vorhan-

den) der Rest des Wertminderungsaufwands, basierend auf den Buchwerten der zur 

zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordneten Vermögenswerte, auf die Vermö-

genswerte verteilt. Sollte der zahlungsmittelgenerierenden Einheit kein Geschäfts- oder 

 
137 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.80. 
138 Vgl. Franken/Schulte/Dörschell, in: HEUSER/THEILE (2019), S. 409 Rz. 19.26 i.V.m. IAS 36.81. 
139 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.80. 
140 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.90. 
141 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.96. 
142 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.104. 
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Firmenwert zugeordnet worden sein, so ist die Wertminderungsaufwendung buchwert-

proportional auf die Vermögenswerte der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zu vertei-

len.143 IAS 36.104 schreibt zudem vor, dass die Wertminderungen als Wertminderungs-

aufwendungen einzelner Vermögenswerte behandelt und gemäß IAS 36.60 erfasst wer-

den sollen. Gemäß IAS 36.105 darf bei der Verteilung der Wertminderungsaufwendun-

gen der Buchwert eines Vermögenswerts nicht unter den beizulegenden Zeitwert abzü-

glich Veräußerungskosten, den Nutzungswert oder Null fallen. Hierbei gilt immer der 

höchste der eben angesprochenen Werte.144 Würde der Buchwert eines Vermögens-

werts unter den höchsten der zuvor genannten Werte fallen, so wird der überschüssige 

Teil der Wertminderung anteilig auf die anderen Vermögenswerte der zahlungsmittelge-

nerierenden Einheit verteilt.145 

4.4.4 Wertaufholung 

In jeder Periode muss zum Bilanzstichtag überprüft werden, ob Anhaltspunkte dafür be-

stehen, dass die für einen Vermögenswert oder eine zahlungsmittelgenerierende Einheit 

zuvor erfasste Wertminderung nicht mehr besteht oder sich verringert hat.146 Liegt ein 

solcher Anhaltspunkt vor, muss gemäß IAS 36.110 der erzielbare Betrag des Vermö-

genswerts geschätzt werden. Zudem muss noch erwähnt werden, dass eine Wertaufho-

lung nur möglich ist, wenn in früheren Perioden ein Wertminderungsaufwand für den 

entsprechenden Vermögenswert oder die entsprechende zahlungsmittelgenerierende 

Einheit erfasst wurde. Bei den Anhaltspunkten, die für eine mögliche Wertaufholung 

sprechen könnten, handelt es sich wie bei den Wertminderungsaufwendungen um in-

terne und externe Informationsquellen.147 Der zuvor erfasste Wertminderungsaufwand 

darf nur aufgehoben werden, wenn sich seit der Erfassung des Wertminderungsauf-

wands Änderungen in den Schätzungen ergeben haben, die in die Ermittlung des erziel-

baren Betrags einbezogen wurden.148 Hierbei muss dann gemäß IAS 36.114 eine Wer-

taufholung vorgenommen werden (wenn der erzielbare Betrag den Buchwert übersteigt), 

indem der Buchwert des Vermögenswerts auf seinen erzielbaren Betrag erhöht wird. 

„Eine Wertaufholung spiegelt eine Erhöhung des geschätzten Leistungspotentials eines 

Vermögenswerts entweder durch Nutzung oder Verkauf seit dem Zeitpunkt wider, an 

dem ein Unternehmen zuletzt einen Wertminderungsaufwand für diesen Vermögenswert 

erfasst hat.“149 In IAS 36.116 ist allerdings geregelt, dass der Nutzungswert den 

 
143 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 312f. 
144 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.105. 
145 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 313 i.V.m IAS 36.105. 
146 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.110. 
147 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.111. 
148 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.114. 
149 HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.115. 
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Buchwert übersteigen kann und trotzdem keine Wertaufholung stattfinden darf. Dies liegt 

gemäß IAS 36.116 daran, dass sich der Barwert der künftigen Mittelzuflüsse erhöht, da 

diese zeitlich näher kommen. Es ändert sich aber nichts am Leistungspotential und somit 

darf keine Wertaufholung stattfinden.150 

Bei der Wertaufholung eines einzelnen Vermögenswerts darf die Zuschreibung maximal 

bis zu den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten, wenn der Wertminde-

rungsaufwand nicht eingetreten wäre, erfolgen.151 Es besteht also eine Obergrenze bei 

der Wertaufholung. Sofern der Vermögenswert nicht nach dem Neubewertungsmodell 

bilanziert wird, wird die Wertaufholung sofort in der Gewinn- und Verlustrechnung er-

fasst.152 Wird ein Vermögenswert allerdings nach dem Neubewertungsmodell bilanziert, 

so erhöht die Wertaufholung die Neubewertungsrücklage.153 Wenn für diesen Vermö-

genswert zuvor allerdings ein Wertminderungsaufwand erfolgswirksam erfasst wurde, 

muss die Wertaufholung bis zum selben Betrag erfolgswirksam erfasst werden. IAS 

36.121 schreibt vor, dass nach einer erfassten Wertaufholung der planmäßige Abschrei-

bungsbetrag für die kommenden Perioden angepasst werden muss. 

Bei zahlungsmittelgenerierenden Einheiten wird gemäß IAS 36.122 die Wertaufholung 

den der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordneten Vermögenswerten buch-

wertproportional zugeordnet. IAS 36.122 besagt zudem, dass diese Buchwerterhöhun-

gen als Wertaufholungen für einzelne Vermögenswerte anzusehen und dementspre-

chend wie bei einzelnen Vermögenswerten in der Gewinn- und Verlustrechnung oder im 

sonstigen Ergebnis zu erfassen sind.154  Bei der Zuordnung der Wertaufholung zu einem 

Vermögenswert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, muss beachtet werden, dass 

der Buchwert des Vermögenswerts nicht über den niedrigeren der beiden Werte aus 

erzielbarem Betrag oder den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 

wenn der Wertminderungsaufwand nicht angefallen wäre, steigen darf.155 IAS 36.123 

schreibt vor, dass wenn einer dieser beiden Werte bei der Wertaufholung überschritten 

wird, der überschüssige Betrag anteilig den anderen Vermögenswerten der zahlungs-

mittelgenerierenden Einheit zuzuordnen ist.156 Bei einem Geschäfts- oder Firmenwert, 

dem ein Wertminderungsaufwand zugeordnet worden ist, darf in den folgenden Perioden 

keine Wertaufholung durchgeführt werden.157  

 
150 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.116. 
151 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.117. 
152 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.119. 
153 Vgl., auch im Folgenden, HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36,120. 
154 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.122. 
155 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.123. 
156 Vgl. Franken/Schulte/Dörschell, in: HEUSER/THEILE (2019), S. 455 Rz. 19.127 i.V.m. IAS 36.123. 
157 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 36.124. 
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5. Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei der Bilanzierung von immateriellen 

Vermögensgegenständen/-werten gemäß HGB und IFRS 

Nachdem nun ausführlich auf die Bilanzierungsvorschriften von immateriellen Vermö-

gensgegenständen nach HGB und IFRS eingegangen wurde, werden im Folgenden die 

grundlegenden Unterschiede zwischen den beiden Rechnungslegungsnormen bei der 

Bilanzierung von immateriellen Vermögensgegenständen erläutert. Hierbei wird nicht auf 

Unterschiede eingegangen, wo sich lediglich einzelne Begriffe unterscheiden (z.B. Ver-

mögensgegenstand/Vermögenswert, Abschreibung/Amortisation). Zudem wird der Ver-

einfachung halber im Folgenden nur von Vermögensgegenständen gesprochen. Im Rah-

men des Vergleichs wird Bezug auf die in den vorangegangenen Kapiteln zitierten und 

behandelten Inhalte genommen.  

Damit ein aktivierungsfähiger immaterieller Vermögensgegenstand im Sinne des HGB 

vorliegt, muss dieser einige Kriterien erfüllen. Er muss selbständig bewertbar und ver-

wertbar sein, sowie einen künftigen wirtschaftlichen Nutzen besitzen.158 Zudem muss 

der Vermögensgegenstand dem Bilanzierenden gemäß § 246 Abs.1 Satz 2 HGB wirt-

schaftlich zuzurechnen sein. Ein immaterieller Vermögensgegenstand ist zudem ohne 

physische Substanz und nicht monetär. Damit ein immaterieller Vermögensgegenstand 

im Sinne des IAS 38 vorliegt, muss dieser aufgrund von Vergangenheitsereignissen be-

herrscht werden, einen voraussichtlichen künftigen wirtschaftlichen Nutzen besitzen so-

wie identifizierbar, nicht monetär und ohne physische Substanz sein. Vergleicht man dies 

nun, fällt auf, dass nicht alle Aktivierungsvoraussetzungen übereinstimmen. Dennoch 

kann gesagt werden, dass die grundsätzlichen Kriterien wie die fehlende physische Sub-

stanz, das nicht monetär sein und der künftige wirtschaftliche Nutzen in beiden Rech-

nungslegungsvorschriften gleich sind. Nicht komplett gleich, aber ähnlich, sind beispiels-

weise das Kriterium der wirtschaftlichen Zurechenbarkeit aus dem HGB und das Krite-

rium der Beherrschung aus IAS 38. Das gleiche gilt für das Kriterium der selbständigen 

Verwertbarkeit aus dem HGB und der Separierbarkeit aus IAS 38.  

In Bezug auf den Ansatz eines aktivierungsfähigen immateriellen Vermögensgegen-

stands ergeben sich Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen HGB und IAS 38. In 

beiden Rechnungslegungsvorschriften ist geregelt, dass wenn ein aktivierungsfähiger 

immaterieller Vermögensgegenstand vorliegt, dieser auch aktiviert werden muss. Zudem 

werden sowohl im HGB als auch in IAS 38 zwischen entgeltlich erworbenen und selbst 

geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen unterschieden. In Bezug auf den 

Ansatz immaterieller Vermögensgegenstände, muss ebenfalls auf die Ansatzverbote 

 
158 Vgl. BEYER/HEYD/ZORN (2020), S. 70. 
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eingegangen werden. Das Ansatzverbot von selbst geschaffenen Marken, Drucktiteln, 

Verlagsrechten, Kundenlisten oder vergleichbaren immateriellen Vermögensgegenstän-

den des Anlagevermögens im Sinne des § 248 Abs. 2 Satz 2 HGB entspricht im Wesent-

lichen dem in IAS 38.63 geregelten Ansatzverbot. Ein wesentlicher Unterschied besteht 

allerdings im Ansatzwahlrecht für selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegen-

stände des Anlagevermögens. Während in § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB ein Ansatzwahlrecht 

geregelt ist, besteht in IAS 38 weiterhin eine Pflicht zum Ansatz derartiger Vermögens-

gegenstände, sofern die Ansatzkriterien erfüllt sind. Zudem besteht beim Ansatz selbst 

geschaffener immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermögens gemäß § 

268 Abs. 8 HGB eine Ausschüttungssperre. Eine derartige Ausschüttungssperre gibt es 

in IAS 38 nicht. Bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen des 

Anlagevermögens wird der Herstellungsprozess sowohl im HGB als auch in IAS 38 in 

eine Forschungs- und Entwicklungsphase unterteilt. In Bezug auf die Definitionen von 

Forschung und Entwicklung lassen sich zwischen HGB und IAS 38 keine wesentlichen 

Unterschiede feststellen. Sowohl in § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB als auch in IAS 38.54 ist 

geregelt, dass keine Forschungskosten angesetzt werden dürfen. Dementsprechend 

dürfen sowohl nach § 255 Abs.2a Satz 4 HGB als auch nach IAS 38.53 selbst geschaf-

fene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens nur angesetzt werden, 

wenn die Forschungskosten von den Entwicklungskosten abgegrenzt werden können. 

Selbst geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens dürfen 

gemäß IAS 38.57 nur angesetzt werden, wenn die im selbigen Paragraphen genannten 

Voraussetzungen während der Entwicklungsphase erfüllt sind. Diese Kriterien existieren 

weitestgehend ebenfalls im Handelsrecht sind jedoch nicht im HGB definiert. Eine wei-

tere Gemeinsamkeit der beiden Rechnungslegungsvorschriften liegt darin, dass in bei-

den der entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert aktiviert werden muss. Zu-

dem besteht in beiden Rechnungslegungsvorschriften ein Ansatzverbot des selbst ge-

schaffenen Geschäfts- oder Firmenwerts. 

In Bezug auf die Zugangsbewertung haben die beiden Rechnungslegungsvorschriften 

gemein, dass bei entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenständen die An-

schaffungskosten und bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen 

die Herstellungskosten für die Zugangsbewertung herangezogen werden. Die Ermittlung 

der Anschaffungskosten ist bei beiden weitestgehend gleich. Bei Beiden wird der An-

schaffungspreis durch Anschaffungsnebenkosten erhöht und durch Anschaffungspreis-

minderungen vermindert. Die Anschaffungsnebenkosten müssen in beiden Rechnungs-

legungen Einzelkostencharakter haben. Im HGB werden zusätzlich die nachträglichen 

Anschaffungskosten dazugezählt. Die nachträglichen Anschaffungskosten werden 
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gemäß IAS 38.27 nicht miteinbezogen, da es sich hierbei gemäß IAS 38.20 eher um 

eine Ausnahme handelt. Bei den Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immate-

riellen Vermögensgegenstands des Anlagevermögens handelt es sich in beiden Rech-

nungslegungsnormen um die Kosten der Entwicklungsphase. Die Bestandteile der Her-

stellungskosten, wie sie in § 255 Abs. 2 HGB beschrieben sind, stimmen im weitesten 

Sinne mit denen des IAS 38.66 überein. In IAS 38 gibt es kein Ansatzwahlrecht für bei-

spielsweise Kosten der allgemeinen Verwaltung wie in § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB. Sowohl 

in § 255 Abs. 2 Satz 4 HGB als auch in IAS 38.67 ist ein Verbot für Vertriebsgemeinkos-

ten beschrieben. 

Bei der Folgebewertung von immateriellen Vermögensgegenständen gibt es einen gro-

ßen Unterschied zwischen HGB und IFRS. IAS 38.72 ermöglicht ein Wahlrecht bei der 

Wahl der Rechnungslegungsmethode für die Folgebewertung. Hierbei kann zwischen 

dem Anschaffungskostenmodell und dem Neubewertungsmodell gewählt werden. Solch 

ein Wahlrecht existiert im HGB nicht. Hier wird gemäß § 253 Abs. 3 Satz 1 u. 5 HGB der 

Buchwert des immateriellen Vermögensgegenstands um planmäßige und außerplanmä-

ßige Abschreibungen verringert. Dies entspricht dem Anschaffungskostenmodell des 

IAS 38.74. Dementsprechend wird im Weiteren die Bilanzierung gemäß dem Anschaf-

fungskostenmodell verglichen. Sowohl nach § 253 Abs. 3 Satz 1 HGB als auch nach IAS 

38.89 werden immaterielle Vermögensgegenstände mit einer begrenzten Nutzungs-

dauer planmäßig abgeschrieben und immaterielle Vermögensgegenstände mit einer un-

begrenzten Nutzungsdauer nicht. Ein Unterschied hierbei ist, dass gemäß § 253 Abs. 3 

Satz 3 u. 4 HGB bei einem selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenstand 

des Anlagevermögens oder einem entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert, 

bei dem die voraussichtliche Nutzungsdauer nicht verlässlich geschätzt werden kann, 

Abschreibungen über einen Zeitraum von zehn Jahren vorgenommen werden müssen. 

In IAS 38.88 ist nämlich geregelt, dass in diesem Fall der Vermögensgegenstand mit 

einer unbegrenzten Nutzungsdauer anzusehen ist. Ein weiterer Unterschied ist, dass in 

den IFRS ein entgeltlich erworbener Geschäfts- oder Firmenwert nicht planmäßig abge-

schrieben wird, da er, wie bereits zuvor erwähnt, im Gegensatz zum HGB als Vermö-

gensgegenstand mit unbegrenzter Nutzungsdauer angesehen wird. In Bezug auf die 

Wahl der Abschreibungsmethode zeigen sich keine Unterschiede. Bei beiden kann die 

Abschreibungsmethode frei gewählt werden, solange Sie den Verlauf des Werteverlusts 

widerspiegelt. Gemäß IAS 38.104 muss jährlich überprüft werden, ob die Amortisations-

periode oder Amortisationsmethode geändert werden muss. Gemäß IAS 38.109 muss 

bei zeitlich unbegrenzt nutzbaren immateriellen Vermögensgegenständen jährlich 
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überprüft werden, ob die Gründe, die eine unbegrenzte Nutzungsdauer rechtfertigen, 

noch bestehen. Im HGB sind derartige Vorschriften nicht definiert.  

Wie bereits angesprochen werden sowohl im HGB als auch in IAS 38 außerplanmäßige 

Abschreibungen durchgeführt. Gemäß § 253 Abs.3 Satz 5 HGB dürfen bei Vermögens-

gegenständen des Anlagevermögens nur außerplanmäßige Abschreibungen vorgenom-

men werden, wenn diese voraussichtlich dauerhaft sind. In IAS 36.59 ist geregelt, dass 

Wertminderungen erfasst werden müssen, wenn der Buchwert den erzielbaren Betrag 

des immateriellen Vermögensgegenstands übersteigt. Hierbei wird beim Anlagevermö-

gen im Vergleich zum HGB nicht darauf geachtet, ob die Wertminderung voraussichtlich 

dauerhaft ist. Eine Gemeinsamkeit beider Rechnungslegungsnormen ist, dass in beiden 

der Vermögensgegenstand jährlich auf eine Wertminderung überprüft wird. Wird eine 

Wertminderung erfasst, so muss ebenfalls in beiden Rechnungslegungen die planmä-

ßige Abschreibung angepasst werden. In Bezug auf die außerplanmäßige Abschreibung 

eines entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts ergeben sich ebenfalls Un-

terschiede. Gemäß IAS 36.80 muss der entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmen-

wert auf zahlungsmittelgenerierende Einheiten verteilt werden, um auf eine Wertminde-

rung hin überprüft werden zu können. Zudem bedeutet dies, dass für eine außerplanmä-

ßige Abschreibung eines entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts die Zu-

ordnung zu einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit notwendig ist. Gemäß § 253 Abs. 

3 Satz 5 HGB kann der entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert bei einer vo-

raussichtlich dauernden Wertminderung außerplanmäßig abgeschrieben werden. Es 

wird also keine zahlungsmittelgenerierende Einheit benötigt. Dies führt zudem zum 

nächsten Unterschied bei der Folgebewertung. Im HGB gilt der Grundsatz der Einzelbe-

wertung. Dies ist in § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB geregelt und besagt, dass Vermögensge-

genstände und Schulden einzeln zu bewerten sind. Gemäß IAS 36 ist es möglich außer-

planmäßige Abschreibungen für einzelne Vermögensgegenstände sowie für zahlungs-

mittelgenerierende Einheiten vorzunehmen. Zahlungsmittelgenerierende Einheiten wer-

den gebildet, wenn für einen einzelnen Vermögensgegenstand der erzielbare Betrag 

nicht bestimmt werden kann. Dementsprechend wird der Vermögensgegenstand zu ei-

ner zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnet, um den erzielbaren Betrag zu be-

stimmen und somit eine mögliche Wertminderung erfassen zu können. Dies wäre im 

HGB gemäß des Einzelbewertungsgrundsatzes nicht möglich. 

In Bezug auf die Wertaufholung einer zuvor erfassten Wertminderung ergeben sich keine 

Unterschiede. Sowohl nach HGB als auch nach IAS 36 darf eine Zuschreibung bis zu 

den fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten erfolgen. Ebenfalls darf in 
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beiden Rechnungslegungsvorschriften bei einem entgeltlich erworbenen Geschäfts- 

oder Firmenwert keine Zuschreibung durchgeführt werden. 

 

6. Kritische Würdigung 

Nachdem zuvor bereits die Zwecksetzungen der Rechnungslegungen sowie die Bilan-

zierungsvorschriften nach HGB und IFRS erläutert und verglichen wurden, wird im Fol-

genden darauf eingegangen ob die Vorschriften zum Erfüllen der Jahresabschlusszwe-

cke beitragen. Bei der Bearbeitung der Kritischen Würdigung wurde ebenfalls Bezug auf 

Inhalte aus den vorherigen Kapiteln genommen. 

Das Vollständigkeitsgebot gemäß § 246 Abs. 1 HGB dient dazu die Informations- bzw. 

Rechenschaftsfunktion zu erfüllen, indem das Schuldendeckungspotential und die Er-

folgskomponenten des Unternehmens unsaldiert nachgewiesen werden.159 Das Krite-

rium der wirtschaftlichen Zugehörigkeit gemäß § 246 Abs. 1 Satz 2 HGB dient dem Gläu-

bigerschutz, da hierdurch nur Vermögensgegenstände ausgewiesen werden, die dem 

Gläubiger als Schuldendeckungspotential dienen können.160 Die Aktivierungspflicht des 

entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts, dient dazu, das Informationsni-

veau des handelsrechtlichen Jahresabschlusses zu erhöhen. 

In Bezug auf das Ansatzwahlrecht für selbst geschaffene immaterielle Vermögensge-

genstände des Anlagevermögens gemäß § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB gilt, dass es die Ka-

pitalerhaltungs- bzw. die Ausschüttungsbemessungsfunktion unterstützt. Wird das An-

satzwahlrecht nicht in Anspruch genommen, so werden die Herstellungskosten des 

selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenstands als Aufwand in der Gewinn- 

und Verlustrechnung erfasst. Der ausschüttbare Jahresüberschuss sinkt dementspre-

chend. Wird das Ansatzwahlrecht in Anspruch genommen, so wird der selbst geschaf-

fene immaterielle Vermögensgegenstand in der Bilanz angesetzt und wird dementspre-

chend nicht mit seinen Herstellungskosten als Aufwand in der Gewinn- und Verlustrech-

nung erfasst. Durch die Aktivierung könnte also der ausschüttungsfähige Gewinn erhöht 

werden. Bei selbst geschaffenen immateriellen Vermögensgegenständen des Anlage-

vermögens ist es aufgrund der Unkörperlichkeit, der regelmäßig nicht eindeutig zure-

chenbaren Herstellungskosten und der Unsicherheit bezüglich der künftigen Nutzungs-

dauer schwierig einen objektivierten Wert zu ermitteln.161 Um aber dem Gläubigerschutz-

gedanken Folge zu leisten, wurde für diesen Fall eine Ausschüttungssperre gemäß § 

 
159 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 94. 
160 Vgl., auch im Folgenden, DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 47f. 
161 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 49f. 
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268 Abs. 8 HGB festgelegt,162 sodass sich der ausschüttungsfähige Gewinn im Falle 

einer Aktivierung nicht erhöht. Können gemäß § 255 Abs. 2a Satz 4 HGB Forschung und 

Entwicklung nicht voneinander getrennt werden, ist eine Aktivierung ausgeschlossen. In 

diesem Fall greift das Vorsichtsprinzip und die Entwicklungskosten verringern als Auf-

wand den ausschüttungsfähigen Gewinn.163 Wird ein selbst geschaffener immaterieller 

Vermögensgegenstand des Anlagevermögens aktiviert, führt dies ebenfalls zu einer Er-

höhung des Informationsniveaus.164 Die Aktivierung führt auch zu einer periodengerech-

ten Zuordnung der während der Herstellung angefallenen Aufwendungen.165 Gleichzeitig 

verschlechtert dieses Wahlrecht aber die Vergleichbarkeit zwischen den Jahresab-

schlüssen von Unternehmen, die dieses Wahlrecht in Anspruch nehmen und Unterneh-

men die dies nicht tun. Zudem kann sich durch die Aktivierung die Eigenkapitalrentabilität 

verschlechtern und somit können negative Informationen an die Abschlussadressaten 

weitergegeben werden.  

Das Aktivierungsverbot gemäß § 248 Abs. 2 Satz 2 HGB folgt ebenfalls dem Vorsichts-

prinzip und somit dem Gläubigerschutzgedanken. Das Aktivierungsverbot besteht, um 

eine willkürliche Praxis bei den zuvor genannten Vermögensgegenständen vorzubeu-

gen, da es nicht zweifelsfrei möglich ist die Herstellungskosten von den auf den selbst 

geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert entfallenden Aufwendungen zu trennen.166 

Dies folgt ebenfalls dem Vorsichtsprinzip, da der ausschüttungsfähige Gewinn somit 

niedriger ausfällt. 

Bei der Zugangsbewertung darf ein Vermögensgegenstand gemäß § 253 Abs.1 Satz 1 

HGB höchstens mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt werden. Dies 

geht auf das Realisationsprinzip gemäß § 252 Abs. 1 Nr.4 HGB zurück, da am Ab-

schlussstichtag noch nicht realisierte Gewinne nicht berücksichtigt werden dürfen.167 Die 

Obergrenze für die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gemäß § 253 Abs. 1 Satz 1 

HGB gehört zum Realisationsprinzip. Mit Hilfe des Realisationsprinzips soll in diesem 

Fall erreicht werden, dass sich der Buchwert eines Vermögenswerts niemals über die 

fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten erhöht.168 Würde sich der Buch-

wert über die fortgeführten Anschaffungskosten erhöhen, würde es als Ertrag in der Ge-

winn- und Verlustrechnung erfasst werden. Der Gewinn wäre aber nicht realisiert, da der 

 
162 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 50. 
163 Vgl. WEINAND/WOLZ (2010), S. 132. 
164 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 50. 
165 Vgl., auch im Folgenden, WEINAND/WOLZ (2010), S. 135ff. 
166 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 50. 
167 Vgl., auch im Folgenden, BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 129f. 
168 Vgl. LEFFSON (1987), S. 254. 
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Vermögenswert noch nicht veräußert wurde.169 Gewinne dürfen allerdings gemäß § 252 

Abs. 1 Nr. 4 HGB nur ausgewiesen werden, wenn diese realisiert sind. Das soll mit Hilfe 

des Anschaffungs- bzw. Herstellungskostenprinzips verhindert werden.170 Da die An-

schaffungs- oder Herstellungskosten die Obergrenze für die Bewertung bilden, können 

in diesem Fall keine unrealisierten Gewinne ausgewiesen und somit dem Realisations- 

und Vorsichtsprinzip und dementsprechend dem Gläubigerschutz Folge geleistet wer-

den. Das Anschaffungs- und Herstellungskostenprinzip dient ebenfalls der Selbstinfor-

mation des Kaufmanns, da er sich so keine unrealisierten Gewinne zurechnet.171 

In Bezug auf die Folgebewertung sind immaterielle Vermögensgegenstände des Anla-

gevermögens mit begrenzter Nutzungsdauer planmäßig abzuschreiben. Dies dient dazu 

den Wertverlust des Vermögensgegenstands über die Nutzungsdauer hinweg zu erfas-

sen. Durch die Planmäßigkeit der Abschreibungen und dem Stetigkeitsgrundsatz gemäß 

§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB, der besagt, dass zuvor angewendete Bewertungsmethoden 

stetig beizubehalten sind, soll die Vergleichbarkeit von aufeinanderfolgenden Jahresab-

schlüssen erreicht werden.172  

Auch das gemilderte Niederstwertprinzip gemäß § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB dient dem 

Gläubigerschutz.173 Dies geht auf § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB zurück, da gemäß dem Impa-

ritätsprinzip noch nicht realisierte Verluste berücksichtigt werden müssen. Hierdurch 

werden Wertminderungen durch die außerplanmäßigen Abschreibungen als Aufwand in 

der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. Dadurch wird der ausschüttungsfähige Ge-

winn reduziert und der Kapitalerhaltung und somit dem Gläubigerschutz Folge geleistet.  

Das Zuschreibungsgebot gemäß § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB dient dazu, das Informations-

niveau des handelsrechtlichen Jahresabschlusses zu verbessern.174 

In Bezug auf die Rechnungslegung nach IFRS wurde bereits erwähnt, dass der Jahres-

abschluss nach IFRS den Abschlussadressaten entscheidungsnützliche Informationen 

vermitteln soll. Dem Adressaten soll also ein vollständiges Bild der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage des Unternehmens vermittelt werden. Damit dies erreicht werden kann, 

muss der Abschluss gemäß IAS 1.9a) Informationen über Vermögenswerte liefern. Dem-

entsprechend führt die Ansatzpflicht von Vermögenswerten dazu dieses Ziel zu 

 
169 Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 130. 
170 Vgl., auch im Folgenden,BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 130. 
171 Vgl. LEFFSON (1987), S. 254. 
172 Vgl. COENENBERG/HALLER/SCHULTZE (2021), S. 163. 
173 Vgl.,auch im Folgenden, BAETGE/KIRSCH/THIELE (2021), S. 211. 
174 Vgl. DEUTSCHER BUNDESTAG (2008), S. 57. 
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erreichen, sofern die Ansatzkriterien erfüllt werden und kein Ansatzverbot besteht. Durch 

die Ansatzpflicht wird also ein möglichst genaues Bild der Vermögenslage ermöglicht.  

In Bezug auf die bei der Entwicklung eines selbst geschaffenen immateriellen Vermö-

genswerts angefallenen Entwicklungsaufwendungen wird gemäß IAS 38.57 vorge-

schrieben, wann diese als Herstellungskosten aktiviert werden dürfen. Problematisch ist, 

dass gemäß IAS 38.65 nur die Kosten, die ab dem erstmaligen Erfüllen der Ansatzkrite-

rien angefallen sind, in die Herstellungskosten einbezogen werden dürfen. Da dies meist 

erst gegen Ende der Entwicklungsphase der Fall ist, wird ein beachtlicher Teil der Inves-

titionen in den immateriellen Vermögenswert nicht in den Herstellungskosten abgebil-

det.175 

Zuvor wurde ebenfalls angesprochen, dass das Ziel des Jahresabschlusses ist, die Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage sowie deren Veränderung im Zeitablauf darzustellen. 

Mit Hilfe der Folgebewertungsvorschriften in Form von planmäßigen und außerplanmä-

ßigen Abschreibungen und der Wertaufholung, kann die Veränderung im Zeitablauf dar-

gestellt werden. Bei der planmäßigen Abschreibung eines zeitlich begrenzt nutzbaren 

immateriellen Vermögenswerts muss die Abschreibungsmethode gemäß IAS 38.98 den 

Verlauf des erwarteten Verbrauchs des künftigen wirtschaftlichen Nutzens widerspie-

geln. Um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenslage 

im Sinne von IAS 1.15 zu vermitteln, muss gemäß IAS 38.98 die Abschreibungsmethode 

bei einem geänderten Verlauf des Verbrauchs des künftigen wirtschaftlichen Nutzens 

geändert werden. Dies geht auf IAS 1.18 zurück, da die Anwendung ungeeigneter Rech-

nungslegungsmethoden nicht durch zusätzlich angegebene Informationen behoben wer-

den kann. Durch die Pflicht zum Überprüfen der erwarteten Nutzungsdauer und der Ab-

schreibungsmethode und der Änderung dieser, falls dies notwendig ist,176 führt dies 

dazu, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenslage 

vermittelt wird. Dies gilt ebenfalls für die Vorschriften des IAS 36 zur Prüfung auf Wert-

minderungen und Wertaufholungen. 

Für Investitionsentscheidungen von den Abschlussadressaten ist es gemäß C.F.2.24 

wichtig, dass die Informationen vergleichbar sind. Damit ist gemäß C.F.2.24 zum einen 

gemeint, dass die Abschlussinformationen mit denen vergangener Perioden und mit de-

nen anderer Unternehmen verglichen werden können. Diese Vergleichbarkeit soll ge-

mäß C.F.2.26 durch die Bewertungsstetigkeit erreicht werden. Dies kann beispielsweise 

mit Hilfe von IAS 38.98 erreicht werden. In IAS 38.98 ist nämlich geregelt, dass die 

 
175 Vgl. WEINAND/WOLZ (2010), S. 136. 
176 Vgl. HOFFMANN/LÜDENBACH/FREIBERG (2022) IAS 38.104. 
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Methode bei der planmäßigen Abschreibung stetig über mehrere Perioden angewendet 

werden muss.    

 

7. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Abschließend werden hier nochmals die zentralen Aspekte der Arbeit zusammengefasst. 

Im Vergleich zu den IFRS fokussiert sich das HGB nicht nur auf die Informationsbedürf-

nisse der Abschlussadressaten. Beim HGB spielt zudem die Ausschüttungsbemessung 

und dementsprechend der Gläubigerschutz eine wichtige Rolle. Im Allgemeinen kann 

gesagt werden, dass sich beide Rechnungslegungsnormen in vielen Aspekten gleichen 

und gleichzeitig sich in einigen Aspekten unterscheiden. So folgen beide Rechnungsle-

gungsnormen den gleichen Schritten bei der Bilanzierung. Zuerst erfolgt das Prüfen der 

Ansatzkriterien, dann erfolgt die Erst- und später die Folgebewertung. In Bezug auf die 

immateriellen Vermögensgegenstände werden sowohl im HGB als auch in den IFRS 

viele Vorschriften angewandt, die allgemein auf Vermögensgegenstände zu beziehen 

sind. Dennoch gibt es spezielle auf immaterielle Vermögensgegenstände anzuwen-

dende Vorschriften, wie z.B. das Trennen der Forschungs- und Entwicklungsphase so-

wie das Ansatzwahlrecht selbst geschaffener immaterieller Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens im HGB. Die zentralen Unterschiede bei der Bilanzierung immateriel-

ler Vermögensgegenstände sind das Aktivierungswahlrecht gemäß § 248 Abs. 2 Satz 1 

HGB in Kombination mit der Ausschüttungssperre gemäß § 268 Abs. 8 HGB, das Wahl-

recht bezüglich der Folgebewertungsmethode gemäß IAS 36.72 sowie das Bilden von 

zahlungsmittelgenerierenden Einheiten gemäß IAS 36.66. Zudem kann gesagt werden, 

dass die Vorschriften zur Bilanzierung im Allgemeinen die Jahresabschlusszwecke er-

füllen. Dennoch kann es sein, dass manche Vorschriften einen Zweck erfüllen, einen 

anderen Zweck dafür aber vernachlässigen. Zudem wurde beim Bearbeiten dieser Arbeit 

deutlich, dass im HGB teilweise Begriffe verwendet und gleichzeitig aber nicht definiert 

werden. In den IFRS werden deutlich mehr Definitionen gegeben als im HGB. Dadurch 

ergibt sich weniger Interpretationsspielraum, da weniger hergeleitet werden muss. Es 

wäre dementsprechend wünschenswert, wenn zukünftig im HGB mehr Definitionen ge-

boten werden würden.     
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